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Auf die Berufung der KlÃ¤gerin werden das Urteil des Sozialgerichts Frankfurt am
Main vom 8. MÃ¤rz 2021 sowie der Bescheid der Beklagten vom 17. Juli 2017 in
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 20. MÃ¤rz 2018 aufgehoben und
festgestellt, dass der Beigeladene zu 1) aufgrund seiner TÃ¤tigkeit als
Finanzberater fÃ¼r die KlÃ¤gerin im Zeitraum 1. November 2013 bis 31. MÃ¤rz
2016 nicht der Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- und
Rentenversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung unterlag.

Die Beklagte trÃ¤gt die Kosten des Verfahrens in beiden Instanzen. Kosten der
Beigeladenen sind nicht zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Versicherungspflicht des Beigeladenen zu 1) in
der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie nach dem Recht der
ArbeitsfÃ¶rderung aufgrund seiner TÃ¤tigkeit fÃ¼r die KlÃ¤gerin.
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Die KlÃ¤gerin ist eine Bank, die Finanzdienstleistungen fÃ¼r Privatkunden,
mittelstÃ¤ndische Unternehmen, Konzerne, die Ã�ffentliche Hand und institutionelle
Anleger anbietet. Der 1987 geborene Beigeladene zu 1) war vom 1. November 2013
bis 31. MÃ¤rz 2016 fÃ¼r die KlÃ¤gerin bzw. deren VorgÃ¤ngerin (A. Privat- und
GeschÃ¤ftskunden AG) tÃ¤tig. Dem lag ein am 7. Oktober 2013 geschlossener
â��Handelsvertretervertrag fÃ¼r den hauptberuflichen AuÃ�endienst im Sinne des 
Â§ 84 Abs. 1 HGBâ�� zu Grunde. Danach war der Beigeladene zu 1)
Handelsvertreter im Sinne des Â§ 84 Abs. 1 HGB. Die TÃ¤tigkeit konnte
selbststÃ¤ndig gestaltet und die Arbeitszeit frei bestimmt werden (Â§ 1). Der
Vertreter war berechtigt und verpflichtet, Produkte des Konzerns der KlÃ¤gerin fÃ¼r
die Bank zu beraten und auf deren Rechnung zu vermitteln. MaÃ�geblich seien
â��Provisionstabellenâ��, die als Anlage 2 dem Vertrag beigefÃ¼gt waren. Der
Beigeladene zu 1) verpflichtete sich, die in den Tabellen aufgefÃ¼hrten Produkte
ausschlieÃ�lich an/Ã¼ber die Bank zu vermitteln. Die KlÃ¤gerin verpflichtete sich,
den Beigeladenen zu 1) nach Â§ 2 Abs. 10 KWG als sogenannten vertraglich
gebundenen Vermittler bei der BaFin anzuzeigen (Â§ 3). Der Beigeladene zu 1) war
verpflichtet, die Kunden und potenziellen Kunden vor Aufnahme der
VermittlungstÃ¤tigkeit Ã¼ber seinen Status als vertraglich gebundener Vermittler
zu informieren und sie unverzÃ¼glich von der Beendigung des Status in Kenntnis zu
setzen (Â§ 3 Ziff. 4). Nach Â§ 4 war der Beigeladene zu 1) verpflichtet, bei der
AusÃ¼bung der TÃ¤tigkeit die Interessen der Bank und der Vertriebsgesellschaft
mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes wahrzunehmen. Zugleich wurde
ihm von Seiten der Bank UnterstÃ¼tzung zugesagt. Zudem war der Beigeladene zu
1) verpflichtet, Ã¼ber seine VertriebsaktivitÃ¤ten Bericht zu erstatten. Bei der
AufklÃ¤rung und Beratung von Kunden hatte er sich an die erteilten, jeweils
gÃ¼ltigen fachlichen Informationen und Richtlinien zu halten. Der Beigeladene zu 1)
war nicht berechtigt, rechtsgeschÃ¤ftliche ErklÃ¤rungen unter anderem fÃ¼r die
Bank abzugeben, es sei denn, dass er hierzu ausdrÃ¼cklich schriftlich ermÃ¤chtigt
worden war. Nach Â§ 4 Ziffer 10 leitete der Beigeladene zu 1) die KundenantrÃ¤ge
an die fÃ¼r die Bearbeitung zustÃ¤ndige Stelle der KlÃ¤gerin weiter. Zudem
verpflichtete er sich, im Rahmen seiner TÃ¤tigkeit gegenÃ¼ber Interessenten und
Kunden ausschlieÃ�lich die seitens der Bank oder der Vertriebsgesellschaft zur
VerfÃ¼gung gestellten BriefbÃ¶gen, Visitenkarten, Begleitzettel und dergleichen zu
verwenden. Es war dem Beigeladenen zu 1) untersagt, fÃ¼r seine nach dem
Vertrag ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit eine VergÃ¼tung und/oder Sachleistung vom
Kunden zu verlangen oder anzunehmen bzw. diesen zu gewÃ¤hren. Soweit der
Beigeladene zu 1) auf eigene Kosten ein BeratungsbÃ¼ro einrichtete, durfte die
Ausgestaltung und der Standort den berechtigten Interessen der KlÃ¤gerin dann
nicht entgegenstehen, wenn der Beigeladene zu 1) beabsichtigte, hierbei das Logo
und/oder den Namen der KlÃ¤gerin zu verwenden. In diesem Fall mÃ¼sse eine
Abstimmung und Genehmigung durch die KlÃ¤gerin erfolgen. Dem Beigeladenen zu
1) stand es frei, BÃ¼ro- und andere interne HilfskrÃ¤fte zu beschÃ¤ftigen. Der
Beigeladene zu 1) Ã¼bernahm ein festgelegtes rÃ¤umliches Arbeitsgebiet, fÃ¼r
welches weder Gebiets- noch Kundenschutz bestand (Â§ 5). Nach Â§ 6 erhielt der
Beigeladene zu 1) die fÃ¼r die Beratung der Kunden erforderlichen Daten von der
KlÃ¤gerin. Nach Â§ 9 war es dem Beigeladenen zu 1) grundsÃ¤tzlich erlaubt, fÃ¼r
Dritte tÃ¤tig zu werden. Ausnahmen bestanden fÃ¼r eine beabsichtigte
KonkurrenztÃ¤tigkeit. Die KlÃ¤gerin verpflichtete sich nach Â§ 10 des Vertrages,
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den Beigeladenen zu 1) in seiner VermittlungstÃ¤tigkeit werblich zu unterstÃ¼tzen.
Zu diesem Zweck wurden ihm produktbezogene Werbematerialien und/oder
Produktbeschreibungen kostenlos zur VerfÃ¼gung gestellt. Werbeanzeigen,
WerbemaÃ�nahmen sowie sonstige VerÃ¶ffentlichungen Ã¼ber Produkte des
Konzerns der KlÃ¤gerin, insbesondere auch die Verwendung des Logos, bedurften
der schriftlichen Einwilligung der KlÃ¤gerin. Sofern der Beigeladene zu 1)
beabsichtigte, mit einem eigenen Internetauftritt unter Verwendung des Logos bzw.
Produkten der KlÃ¤gerin Kunden zu werben, war er verpflichtet, das einheitlich
standardisierte Angebot der Bank zu nutzen. Nach Â§ 12 wurde fÃ¼r die
Produktvermittlung eine Provision gezahlt. HierfÃ¼r hatte der Beigeladene zu 1)
AntrÃ¤ge und einen ausgefÃ¼llten Abrechnungsbogen an die Bank zu
Ã¼bersenden. Die Provisionstabellen und -bedingungen konnten von der KlÃ¤gerin
einseitig ohne Zustimmung des Beigeladenen zu 1) geÃ¤ndert werden, sofern
gesetzliche Bestimmungen, amtliche Auflagen oder geschÃ¤ftspolitische GrÃ¼nde
dies veranlassten. Nach Â§ 14 war die Einschaltung Dritter zur Beratung von
Kunden von der vorherigen schriftlichen Zustimmung der KlÃ¤gerin abhÃ¤ngig.
Nach Â§ 18 verpflichtete sich der Beigeladene zu 1), eine bestimmte Berufs-
Haftpflichtversicherung mit einer bestimmten Deckungssumme (Gruppenvertrag)
abzuschlieÃ�en. ZusÃ¤tzlich unterzeichnete der Beigeladene zu 1) eine
VerpflichtungserklÃ¤rung fÃ¼r die Benutzung der Client-PCs der KlÃ¤gerin zur
Abfrage von Kundendaten. BeigefÃ¼gt war dem Vertrag Verhaltensregeln fÃ¼r die
Nutzung von elektronischen Kommunikationssystemen und Anwendungen in der
Gruppe der KlÃ¤gerin (Anlage 6) sowie ein Nutzungsvertrag Ã¼ber Vertriebssoft-
und Hardware (Anlage 7). Danach wurden dem KlÃ¤ger ein Laptop und die
entsprechende Software kostenlos zur VerfÃ¼gung gestellt. Der Support wurde
durch eine von der KlÃ¤gerin beauftragte Firma erbracht. Die Abrechnung der
TÃ¤tigkeit erfolgte nach dem Vertrag Ã¼ber ein bei der KlÃ¤gerin gefÃ¼hrtes
Kontokorrent, Ã¼ber welches unter anderem auch der Beitrag zur
Berufshaftpflichtversicherung abgebucht wurde. Wegen der weiteren Einzelheiten
wird auf die in der Verwaltungsakte der Beklagten befindliche vollstÃ¤ndige Kopie
des Vertrages verwiesen (Bl. 27 ff. Verwaltungsakte). Monatlich erzielte der
Beigeladene zu 1) aufgrund seiner TÃ¤tigkeit fÃ¼r die KlÃ¤gerin Ã¼berwiegend
weniger als 1.000,- â�¬ an Provisionen. Im November und Dezember 2013 erhielt
der Beigeladene zu 1) jeweils 2.000,- â�¬ als Provisionsvorschuss in der
Ausbildungsphase. Im Januar bis MÃ¤rz 2014 erhielt er jeweils 2.000,- â�¬ als
Provisionsvorschuss in der Startphase. Bis 30. Juni 2014 war der Beigeladene zu 1)
dem Gebiet C-Stadt, danach dem Gebiet E-Stadt, u.a. der Finanzagentur F-Stadt
zugeordnet.Â 

Der Beigeladene zu 1) beantragte im Januar 2016 bei der Beklagten die Feststellung
des versicherungsrechtlichen Status fÃ¼r diese TÃ¤tigkeit als abhÃ¤ngige
BeschÃ¤ftigung. Das Antragsverfahren wurde zunÃ¤chst mangels Mitwirkung des
Beigeladenen zu 1) eingestellt (Bescheid der Beklagten vom 14. MÃ¤rz 2016). Am 3.
Februar 2017 beantragte der Beigeladene zu 1) erneut die Feststellung, dass er als
Finanzberater bei der KlÃ¤gerin seit dem 1. November 2013 abhÃ¤ngig
beschÃ¤ftigt gewesen sei. Er gab nachfolgend an, dass er als Finanzberater alle in
einer Bankfiliale anfallenden Arbeiten abwickle, insbesondere die Ã�ffnungszeiten
gewÃ¤hrleiste. Ihm hÃ¤tten ArbeitsplÃ¤tze in der Filiale in C-Stadt zur VerfÃ¼gung
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gestanden. Donnerstags habe er wegen Teammeetings frÃ¼her als zu den
Ã�ffnungszeiten erscheinen mÃ¼ssen. In der Filiale in C-Stadt hÃ¤tten 50 weitere
Mitarbeiter gearbeitet. Bei Erkrankungen habe er sich beim Filialleiter abgemeldet.
Im Fall seiner Vertretung habe er diese aus den Reihen des Teams organisieren
mÃ¼ssen. Er habe die Programme der KlÃ¤gerin auf deren Rechnern genutzt. Eine
Individualisierung der Unterlagen sei aufgrund des Corporate Designs nicht
mÃ¶glich gewesen. Auch das BeratungsgesprÃ¤ch sei sowohl inhaltlich als auch
seitens der Unterlagen vorgegeben gewesen. Er selbst habe keine Arbeitsmittel
gestellt. Die UmsÃ¤tze der einzelnen Finanzberater seien Ã¼berwacht worden. Er
sei zudem angehalten gewesen, regelmÃ¤Ã�ig Fort- und Weiterbildungen zu
besuchen. Zudem hÃ¤tten wÃ¶chentlich â��Telefoncallsâ�� stattgefunden. Er sei
komplett in die Organisation der KlÃ¤gerin eingebunden gewesen. Die Anpassung
des Dispositionsrahmens eines Kunden sei nur mithilfe eines Mitarbeiters der
KlÃ¤gerin mÃ¶glich gewesen. Alle Daten seien online gewesen und stÃ¤ndig
â��gemonitortâ�� worden. Bei Abweichungen habe es umgehend ein
PersonalgesprÃ¤ch gegeben. Ein fester Mindestumsatz sei erwartet worden. Die
Kundenansprache sei nur in einem dem Berater zugeordneten Umfeld erlaubt
gewesen. Die Bank habe immer das letzte Wort gehabt und auch Berater aus
laufenden GesprÃ¤chen mit Kunden abgezogen. Alles habe dokumentiert werden
mÃ¼ssen. Eine eigenmÃ¤chtige Einstellung einer Assistenz sei ohne Zustimmung
der KlÃ¤gerin nicht mÃ¶glich gewesen. Er sei im Namen der KlÃ¤gerin aufgetreten.
Zur Finanzagentur in F-Stadt gab der Beigeladene zu 1) an, dass dort zunÃ¤chst
eine Filiale der KlÃ¤gerin geschlossen und sodann in eine Finanzagentur umbenannt
und mit freien Finanzberatern besetzt worden sei. Die Kunden seien es jedoch aus
der Vergangenheit gewohnt gewesen, vor Ort bedient zu werden. Dementsprechend
seien durch die Regionalleitung Ã�ffnungszeiten festgesetzt worden. Die Kunden
seien grÃ¶Ã�tenteils in E-Stadt zugeordnet gewesen, weswegen die
Finanzdienstleister mit diesen kein GeschÃ¤ft hÃ¤tten abwickeln dÃ¼rfen. Die
Finanzdienstleister seien angehalten gewesen, die Servicedienstleistungen fÃ¼r die
Kunden zu erledigen. Es sei auch in der Praxis unumgÃ¤nglich gewesen, die
Anliegen der Kunden zu bearbeiten, um Ã¼berhaupt die Chance zu haben,
anschlieÃ�end mit ihnen Ã¼ber weitere Produkte sprechen zu kÃ¶nnen.
Kundenbeschwerden hÃ¤tten negativen Einfluss auf die betriebsinterne
Bewertungsmatrix gehabt. Jeder Arbeitsschritt habe eine Zusammenarbeit Ã¼ber
Telefon, Mail oder Fax mit dem Backoffice der KlÃ¤gerin vorausgesetzt, da
Entscheidungskompetenzen oder Nutzungsrechte fÃ¼r die Software nur
eingeschrÃ¤nkt vorhanden gewesen wÃ¤ren. Auch habe es oft RÃ¼cklÃ¤ufer aus
der bankinternen Abteilung mit ArbeitsauftrÃ¤gen gegeben. RegelmÃ¤Ã�ig habe
auch ein Kollege nach G-Stadt abgestellt werden mÃ¼ssen, um die dortigen
Ã�ffnungszeiten gewÃ¤hrleisten zu kÃ¶nnen. Es seien tÃ¤glich â��Reportingsâ�� zu
erbringen gewesen, die per Mail, Telefon oder schriftlich weiterzugeben waren.
Zudem sei es verpflichtend gewesen, einmal im Monat ein MitarbeitergesprÃ¤ch zu
fÃ¼hren. ErfÃ¼llte man den gewÃ¼nschten Mindestumsatz von 50.000,- â�¬ im
Jahr nicht, habe man auf einer â��Blacklistâ�� gestanden, was zur KÃ¼ndigung
habe fÃ¼hren koÃ¤nnen. Mit Kunden der Deutsche VermÃ¶gensberatung AG
hÃ¤tten keinerlei GeschÃ¤ft abgewickelt werden dÃ¼rfen. Wohlhabende Kunden
seien besonderen Beratern zugeordnet gewesen.
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Mit Schreiben vom 6. Juni 2017 hÃ¶rte die Beklagte die KlÃ¤gerin dahingehend an,
dass sie beabsichtige, die Versicherungspflicht des Beigeladenen zu 1) in der
Kranken-, der Pflege- und der Rentenversicherung sowie nach dem Recht der
ArbeitsfÃ¶rderung aufgrund seiner TÃ¤tigkeit fÃ¼r die KlÃ¤gerin festzustellen. Die
KlÃ¤gerin wandte hiergegen ein, dass der Beigeladene zu 1) selbstÃ¤ndig gewesen
sei. Er habe seine Arbeitszeit sowie Ort und Umfang der TÃ¤tigkeit selbst
bestimmen und die TÃ¤tigkeit frei gestalten kÃ¶nnen. Er sei damit betraut
gewesen, Produkte der KlÃ¤gerin an die Kunden sowie Interessenten zu vermitteln.
Die Abrechnung sei auf Provisionsbasis erfolgt. Berichtspflichten hÃ¤tten nur
entsprechend Â§ 86 HGB bestanden. Der Beigeladene zu 1) sei verpflichtet
gewesen, ein Namensschild mit dem Zusatz â��selbstÃ¤ndiger Finanzberaterâ�� in
den RÃ¤umlichkeiten der KlÃ¤gerin zu tragen. Fest angestellte Mitarbeiter
verfÃ¼gten Ã¼ber grÃ¶Ã�ere Kompetenzen; unter anderem dÃ¼rften diese
LegitimationsprÃ¼fungen durchfÃ¼hren und Zusagen Ã¼ber Kredite machen. Auch
seien nur fest angestellte Mitarbeiter verpflichtet, ServicetÃ¤tigkeiten gegenÃ¼ber
den Kunden zu erbringen. Weisungen Ã¼ber die gesetzlichen Anforderungen hinaus
seien nicht erfolgt. Die TÃ¤tigkeit sei nicht in der Filiale geschuldet gewesen. Der
Beigeladene zu 1) habe lediglich die dortigen BedarfsberatungsplÃ¤tze nutzen
kÃ¶nnen. Er habe jedoch keinen Anspruch auf einen festen Beratungsplatz oder gar
einen Arbeitsplatz innerhalb von FilialrÃ¤umen der KlÃ¤gerin wie ein angestellter
Mitarbeiter gehabt. Auch habe er die Ã�ffnungszeiten nicht einhalten mÃ¼ssen.
Teamarbeit sei nicht erforderlich gewesen. Weisungen seien lediglich hinsichtlich
der zu vermittelnden Produkte erfolgt.

Mit zwei Bescheiden vom 17. Juli 2017 gegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin und dem
Beigeladenen zu 1) stellte die Beklagte die Versicherungspflicht in der Kranken-,
Pflege- und Rentenversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung ab 1.
November 2013 bis 31. MÃ¤rz 2016 aufgrund eines abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses fest. FÃ¼r das RechtsverhÃ¤ltnis eines
selbststÃ¤ndigen Handelsvertreters nach Â§Â§ 84 ff. HGB komme es darauf an, ob
nach den Abreden in dem zwischen dem Handelsvertreter und dem beauftragenden
Unternehmer geschlossenen Vertrag und der gesamten tatsÃ¤chlichen
Ausgestaltung der Beziehungen der Handelsvertreter eine persÃ¶nlich
selbstÃ¤ndige Stellung als Unternehmer und ein eigenes Gewerbe innehabe. Wer
jedoch stÃ¤ndig damit betraut sei, wie ein Arbeitnehmer GeschÃ¤fte fÃ¼r einen
Dritten zu vermitteln oder in dessen Namen abzuschlieÃ�en, gelte als Angestellter.
Entscheidend sei das Gesamtbild der TÃ¤tigkeit. FÃ¼r ein abhÃ¤ngiges
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis spreche vorliegend maÃ�geblich, dass die TÃ¤tigkeit in
den RÃ¤umlichkeiten der KlÃ¤gerin geschuldet gewesen sei, die notwendigen
Betriebsmittel zur VerfÃ¼gung gestellt worden seien, die Ã�ffnungszeiten der Filiale
zu gewÃ¤hrleisten gewesen seien, die TÃ¤tigkeit im Team ausgeÃ¼bt worden sei,
Vorgaben zu Art und AusfÃ¼hrung von KundengesprÃ¤chen vorgelegen hÃ¤tten,
keine ErfÃ¼llungsgehilfen vorhanden gewesen seien und die Arbeit sich nicht
wesentlich von derjenigen abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigter Kundenberater einer
Bankfiliale unterschieden habe. Dass die TÃ¤tigkeit aufgrund von Provisionsbasis
vergÃ¼tet worden sei, kÃ¶nne demgegenÃ¼ber nicht Ã¼berwiegen. Der Ort der
Arbeitsverrichtung sei durch ein einseitiges Direktionsrecht zugewiesen worden. Ein
unternehmerisches Risiko, bei dem einem ungewissen VergÃ¼tungserfolg
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Gewinnchancen gegenÃ¼berstÃ¼nden, habe nicht vorgelegen.

Hiergegen erhob die KlÃ¤gerin Widerspruch. Der Beigeladene zu 1) sei im Vertrag
als Handelsvertreter im Sinne des Â§ 84 Abs. 1 HGB bezeichnet worden. Das
Bundesarbeitsgericht habe vielfach ausgefÃ¼hrt, dass solche Handelsvertreter
keine Arbeitnehmer seien. Eine Finanzagentur sei nicht mit einer Filiale der
KlÃ¤gerin gleichzusetzen. Das Ã¤uÃ�ere und innere Erscheinungsbild sei
unterschiedlich. Auch lege nicht die KlÃ¤gerin, sondern die Agenturleitung mit den
zugeordneten Finanzberatern die Ã�ffnungszeiten der von ihm selbststÃ¤ndig
geleiteten Agentur fest. An den Agenturen seien Folien angebracht, auf denen auf
die TÃ¤tigkeit selbstÃ¤ndiger Finanzberater hingewiesen werde und die
Finanzberater namentlich aufgelistet worden seien. Fest angestellte Mitarbeiter der
KlÃ¤gerin wÃ¼rden in den Finanzagenturen keine TÃ¤tigkeiten erbringen. Die
Entscheidung zur Umsetzung von C-Stadt nach F-Stadt habe der Beigeladene zu 1)
getroffen. Ihm sei auch lediglich ein Arbeitsgebiet vorgegeben worden, jedoch kein
Arbeitsort. Die Ã�ffnungszeiten seien durch die Agenturleitung festgelegt worden.
Die Entgegennahme von KundenauftrÃ¤gen und Hilfestellung bei der Bedienung
des SB-GerÃ¤ts sei weder von der KlÃ¤gerin verlangt noch erwartet worden. Den
Finanzberatern fehle jegliche Kompetenz, um beispielsweise DauerauftrÃ¤ge oder
Ã�hnliches einzurichten. Der Beigeladene zu 1) habe lediglich die AntrÃ¤ge
weitergeleitet, ohne GeschÃ¤fte im Namen der KlÃ¤gerin abzuschlieÃ�en. Ein
Fernbleiben von Teammeetings habe fÃ¼r ihn keine negativen Folgen gehabt. Die
Agenturleitung sei ebenfalls ein selbststÃ¤ndiger Handelsvertreter und Ã¼ber einen
weiteren Agenturleitervertrag mit der KlÃ¤gerin verbunden. Der Beigeladene zu 1)
erwiderte hierauf, dass der Gebietswechsel nicht freiwillig erfolgt sei. In C-Stadt
habe er regelmÃ¤Ã�ig Listen von abzutelefonierenden Kunden erhalten. Die
Ã�ffnungszeiten seien durch die Regionalleitung der KlÃ¤gerin vorgegeben
gewesen. Auch bankÃ¼bliche Servicedienstleistungen seien zu erbringen gewesen.
Deswegen habe es auch das Werkzeug â��Auftrag direktâ�� im System gegeben.
Vom Service der KlÃ¤gerin seien an die Finanzberater regelmÃ¤Ã�ig
Arbeitsanweisungen, wie z.B. die Anforderung weiterer Unterlagen, Stellungnahmen
gegeben worden. Ihm seien nicht nur die gesetzlich vorgesehenen
Dokumentationen, sondern umfangreichen Handlungsanweisung vorgegeben
worden.Â 

Die Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 20. MÃ¤rz 2018
als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Eine wesentlich freie Gestaltung der Arbeit sei wegen
der fehlenden GestaltungsmÃ¶glichkeiten nicht mÃ¶glich gewesen. Der
Beigeladene zu 1) habe vor Ort die ihm zugewiesenen Kunden beraten. Es habe
eine enge Zusammenarbeit mit fest angestellten Mitarbeitern gegeben, da der
Beigeladene zu 1) nur eingeschrÃ¤nkten Zugriff auf die Programme gehabt habe
und gewisse Serviceleistungen nur durch Mitarbeiter hÃ¤tten vorgenommen werden
kÃ¶nnen. Auch hÃ¤tten wÃ¶chentliche Teamsitzungen stattgefunden. Zudem seien
ihm die Arbeitsmittel zur VerfÃ¼gung gestellt worden. Der Beigeladene zu 1) habe
Ã¼berwiegend die eigene Arbeitskraft eingesetzt, ohne finanzielle Mittel in
erheblichem Umfang mit der Gefahr des Verlustes einzusetzen.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin Klage am Sozialgericht fÃ¼r das Saarland am 20. April
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2018 erhoben. Dieses hat sich mit Beschluss vom 12. Oktober 2018 fÃ¼r Ã¶rtlich
unzustÃ¤ndig erklÃ¤rt und den Rechtsstreit an das Sozialgericht Frankfurt am Main
verwiesen.

Die KlÃ¤gerin und der Beigeladenen zu 1) haben im erstinstanzlichen Verfahren ihre
im AnhÃ¶rungs- und Widerspruchsverfahren vorgetragenen Argumente wiederholt
und vertieft.Â 

Im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung am 8. MÃ¤rz 2021 hat das Sozialgericht
den Beigeladenen zu 1) sowie den Vertreter der KlÃ¤gerin H. persÃ¶nlich
angehÃ¶rt. Wegen deren Angaben wird auf das Sitzungsprotokoll verwiesen. Das
Sozialgericht hat sodann die Klage mit Urteil vom gleichen Tag abgewiesen. Wenn
der Beauftragte seine TÃ¤tigkeit und seine Arbeitszeit wie ein Angestellter
einrichten mÃ¼sse, kÃ¶nne er nicht mehr als selbstÃ¤ndig und damit als
Handelsvertreter angesehen werden. WÃ¤hrend der Unternehmer Ã¼ber die
Arbeitskraft des abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigten Handlungsgehilfen durch einseitig
erteilte Weisungen grundsÃ¤tzlich unbeschrÃ¤nkt verfÃ¼gen kÃ¶nne, fehle eine
derartige persÃ¶nliche AbhÃ¤ngigkeit beim Handelsvertreter, der seinem
Auftraggeber in einem VerhÃ¤ltnis persÃ¶nlicher SelbstÃ¤ndigkeit und
Gleichstellung gegenÃ¼berstehe. Zur Ã�berzeugung des Gerichts liege durch die
gewÃ¤hlte Struktur eine solche einseitige Weisungslage vor, so dass der
Beigeladene zu 1) bei der KlÃ¤gerin nicht selbstÃ¤ndig beschÃ¤ftigt gewesen sei.
Nach dem Vertrag vom 7. Oktober 2013 sei zwar eine Stellung des Beigeladenen zu
1) als Handelsvertreter entsprechend Â§ 84 Abs. 1 Handelsgesetzbuch (HGB)
bezweckt worden. Der schriftliche Vertrag und die hieraus folgenden Indizien fÃ¼r
eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit trÃ¤ten jedoch in der GesamtabwÃ¤gung aller fÃ¼r
und wider eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit sprechenden GrÃ¼nde zurÃ¼ck. Die
schriftlichen Vereinbarungen wÃ¼rden von der tatsÃ¤chlich gelebten
Zusammenarbeit Ã¼berlagert, aufgrund der eine Eingliederung des Beigeladenen
zu 1) in den Betrieb der KlÃ¤gerin bestanden habe. Der Beigeladene zu 1) sei nicht
entsprechend Â§ 1 des Vertrags selbstÃ¤ndig und in der Gestaltung seiner
Arbeitszeit Ã¼berwiegend frei gewesen; vielmehr habe eine funktionsgerecht
dienende Teilhabe vorgelegen. Dies gelte sowohl fÃ¼r die TÃ¤tigkeit des
Beigeladenen zu 1) in C-Stadt bis 30. Juni 2014 als auch bis zum Vertragsende in F-
Stadt. Die KlÃ¤gerin habe nach eigener Schilderung den Bereich der Vermittlung
von Finanzdienstleistungen derart gestaltet, dass es einen angestellten
Regionalleiter gegeben habe und die darunter befindliche Struktur sodann
ausschlieÃ�lich auf der Grundlage von HandelsvertretervertrÃ¤gen
â��selbstÃ¤ndigâ�� ausgestaltet gewesen seien. Die Struktur der Handelsvertreter
sowie der darÃ¼ber stehenden Agentur- und Gebietsleiter sei so aufgebaut, dass
hierdurch im Ergebnis eine Eingliederung des Beigeladenen zu 1) erfolgt sei. Nach
den Schilderungen der KlÃ¤gerin, insbesondere in der mÃ¼ndlichen Verhandlung,
seien die Gebietsleiter (formal als selbstÃ¤ndige Handelsvertreter) gegenÃ¼ber
dem Regionalleiter zu Berichten Ã¼ber die geschÃ¤ftliche Entwicklung in ihrem
Gebiet sowie der Ursachen verpflichtet. Vorgaben des Regionalleiters wÃ¼rden
sodann durch den jeweiligen Gebietsleiter an seine Agenturleiter weitergegeben,
die dies dann wiederum in ihren Agenturen an die dort angesiedelten Vermittler wie
den Beigeladenen zu 1) weitergÃ¤ben. Dieses System werde dadurch verstÃ¤rkt,
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dass die jeweils in der Hierarchie Ã¼ber den Vermittlern stehenden Personen
(Agenturleiter, Gebietsleiter) an den GeschÃ¤ftsentwicklungen der ihnen
untergeordneten Personen durch Provisionen partizipierten. Das System der
KlÃ¤gerin habe hierdurch sichergestellt, dass die vom Regionalleiter und mithin
durch die KlÃ¤gerin gewÃ¼nschte GeschÃ¤ftsentwicklung tatsÃ¤chlich umgesetzt
worden sei. Diese Berichts- und Rechenschaftskaskade habe sich dergestalt
ausgewirkt, dass im Ergebnis die Vermittler in den Agenturen mittelbar Weisungen
des Regionalleiters zu GeschÃ¤ftsaufstellung und aufzunehmenden
geschÃ¤ftsfÃ¶rdernden MaÃ�nahmen erhielten. TÃ¤tigkeitsberichte der Vermittler,
die Ã¼ber den gesetzlich vorgesehenen Dokumentationsumfang hinausgingen,
habe die KlÃ¤gerin mittelbar Ã¼ber die vom jeweiligen Gebietsleiter geforderten
Berichte Ã¼ber die GeschÃ¤ftsentwicklung in seinem Gebiet sowie die
Rechenschaft hierÃ¼ber erhalten. Diese AbhÃ¤ngigkeit der Ã¼bergeordneten
Agentur- und Gebietsleiter zeige sich zudem darin, dass der Beigeladene zu 1) seine
KÃ¼ndigung des Vertrags auf einen spÃ¤teren Zeitpunkt auf Bitten des
Gebietsleiters verschoben habe, da dieser fÃ¼r die JahresprÃ¤mie von einer
hÃ¶heren Anzahl ihm zugeordneter Vermittler profitiert habe. Exemplarischer
Ausdruck dieses Systems seien vom Beigeladenen zu 1) vorgelegten E-Mails. Diese
verdeutlichten, dass bestimmte durch den angestellten Regionalleiter zu
erreichende Ziele vorgegeben und sodann durch diesen strukturiert und durch
vorgegebene Termine erreicht werden sollten. So seien Vermittlern quasi an den
Pranger gestellt worden, weil diese keine Provisionen erzielten, verbunden mit der
Aufforderung an die Agenturleiter, dies zu Ã¤ndern. Auch seien die Gebietsleiter
aufgefordert worden, die Vermittlung bestimmter Produkte zu intensivieren. Der
Beigeladene zu 1) habe in diesem Zusammenhang glaubhaft dargelegt, dass die
betreffenden E-Mails zur Weitergabe dieser â��Aufforderungâ�� durch den
Regionalleiter an die einzelnen Vermittler gefÃ¼hrt hÃ¤tten sowie zu Anweisungen,
den eigenen Umsatz zu steigern bzw. bestimmte Produkte in den Vordergrund ihrer
Vermittlung zu stellen. Diese Rechenschaftspflichten seien mit einer
SelbstÃ¤ndigkeit der Vermittler, Agenturleiter und Gebietsleiter unvereinbar.
Festgelegte Vermittlungsziele bezÃ¼glich der HÃ¶he und der Produktarten seien
Ausdruck einer Eingliederung in den GeschÃ¤ftsbetrieb der KlÃ¤gerin und damit
einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung. Sie widersprÃ¤chen der vertraglichen
Vereinbarung, wonach der Beigeladene zu 1) nicht verpflichtet gewesen sei,
bestimmte Produkte bevorzugt und verstÃ¤rkt zu vermitteln. Diese von der
KlÃ¤gerin aufgebaute Struktur zeige sich zudem in der Zuordnung des
Beigeladenen zu 1) zu einer bestimmten Agentur und einem dort zustÃ¤ndigen und
verantwortlichen Agenturleiter ohne Gebietsschutz nach Â§ 5 des Vertrags. Die
Zuweisung zu einem bestimmten Bezirk oder einem bestimmten Kundenkreis sei
nach Â§ 87 Abs. 2 S. 1 HGB mÃ¶glich und bedinge, dass der Handelsvertreter auch
dann eine Provision fÃ¼r GeschÃ¤fte aus diesem Bezirk oder von einem ihm
zugewiesenen Kunden erhalte, wenn dem keine nachweisbare TÃ¤tigkeit des
Handelsvertreters zugrunde liege. Eine solche tatsÃ¤chlich gelebte Provisionskultur
habe bezÃ¼glich der TÃ¤tigkeit des Beigeladenen zu 1) bei der KlÃ¤gerin jedoch
nicht vorgelegen. Dies sei bereits durch den schriftlichen Vertrag nach Â§ 5 HGB
ausgeschlossen gewesen, wonach zwar ein rÃ¤umlich festgelegtes Arbeitsgebiet
zugewiesen worden sei, in diesem jedoch weder Kunden- noch Gebietsschutz
bestanden habe. Dies verdeutliche zudem die Vielzahl an Vermittlern, insbesondere
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in F-Stadt. Ohne Anwesenheit in der Agentur sei es dem Beigeladenen zu 1)
mangels Gebiets- und Kundenschutzes nicht mÃ¶glich gewesen, Provisionen zu
erwirtschaften, da es allein auf seine konkrete VermittlungstÃ¤tigkeit angekommen
sei. Der Beigeladene zu 1) sei gezwungen gewesen, wÃ¤hrend der Ã�ffnungszeiten
der Agentur vor Ort zu sein, um die MÃ¶glichkeit zu haben, mit Kunden der
KlÃ¤gerin in Kontakt zu kommen und diesen Produkte vermitteln zu kÃ¶nnen. Die
Akquirierung neuer Kunden, fÃ¼r die die KlÃ¤gerin angestellte Vermittler
vorgesehen habe, sei ihm untersagt und auch nicht mit einer Provision honoriert
worden. Gegen die Eingliederung durch Nutzung der AgenturarbeitsplÃ¤tze spreche
auch nicht, dass es dem Beigeladenen zu 1) ausweislich des Vertrags mÃ¶glich
gewesen wÃ¤re, eine eigene BetriebsstÃ¤tte zu unterhalten. Denn dann wÃ¤re der
Beigeladene zu 1) ausweislich Â§ 4 Ziffer 14 des Vertrags verpflichtet gewesen, sich
den Standort und die Ausgestaltung durch die KlÃ¤gerin genehmigen zu lassen. Der
Beigeladene zu 1) habe zudem Ã¼berzeugend geschildert, dass er fÃ¼r normale
Kunden der KlÃ¤gerin sowie dritte Partner der KlÃ¤gerin (bspw. die Deutsche
VermÃ¶gensberatung) Serviceleistungen erbracht habe, die Ã¼ber die vertraglich
vereinbarte Vermittlung von Finanzprodukten und Versicherungen hinausgegangen
seien. So sei es mÃ¶glich gewesen, dass der Beigeladene zu 1) mit dem
sogenannten Back-Office der KlÃ¤gerin bezÃ¼glich ServicewÃ¼nschen der Kunden,
die in keinem Zusammenhang mit einer durch ihn veranlassten Vermittlung
standen, kommunizierte. Das Back-Office der KlÃ¤gerin habe sich sodann an die
Vermittler als im System hinterlegte Auftraggeber mit Arbeitsanweisungen
zurÃ¼ckgewandt, ohne hierbei die selbstÃ¤ndige Stellung der Vermittler und deren
vertraglich geschuldete TÃ¤tigkeit zu beachten. Auch wenn die KlÃ¤gerin nach
ihrem Vortrag diesbezÃ¼glich keine explizite Weisung erteilt habe, so habe sie
dennoch keine Mechanismen in ihrem System eingebaut, dass es zu solchen
Servicedienstleistungen auÃ�erhalb des zur Vermittlung erforderlichen Umfangs
nicht komme. Die KlÃ¤gerin habe durch die Ausgestaltung des technischen Systems
im Zusammenhang mit der aufgebauten Hierarchie unter dem Regionalleiter und
der Ausgestaltung der vormals als â��Filialeâ�� genutzten RÃ¤umlichkeiten ein
Umfeld geschaffen, in welchem die Vermittler dem Kunden gegenÃ¼ber als
Vertreter der KlÃ¤gerin erschienen seien und diesen den durch die KlÃ¤gerin â��am
Schalterâ�� gewohnten Service erbringen konnten. Die gesamte Ausgestaltung der
Agentur habe gegenÃ¼ber den Kunden den Eindruck erweckt, dass es sich um eine
normale Bankfiliale der KlÃ¤gerin handele. Dass ein Schriftzug auf einem Plakat im
Fenster der Agentur darauf hinweise, dass es sich um â��selbstÃ¤ndigeâ��
Vermittler handele und diese ein Namensschild tragen, wonach sie
â��selbstÃ¤ndigâ�� seien, trete aus Sicht eines durchschnittlichen Kunden
demgegenÃ¼ber zurÃ¼ck. Im Eingangsbereich der â��Agenturâ�� treffe der Kunde
vielmehr, wie in einer Filiale ebenfalls gewohnt, auf die Selbstbedienungsterminals
zum Geldabheben oder KontoauszÃ¼ge ausdrucken, sodann nach einer trennenden
GlastÃ¼r auf Personen, die Namensschilder mit dem Logo der KlÃ¤gerin trÃ¼gen.
Der Beigeladene zu 1) habe zudem weder Ã¼ber das erforderliche Fachwissen noch
Ã¼ber die entsprechenden Zulassungen zur Vermittlung der Finanzprodukte nach
den gesetzlichen Vorgaben verfÃ¼gt, diese seien ausschlieÃ�lich Ã¼ber die
KlÃ¤gerin vermittelt worden. Der Beigeladene zu 1) sei auch weder bei der Wahl
seiner Haftpflichtversicherung noch seines GeschÃ¤ftskontos frei gewesen. Jegliche
GeschÃ¤ftstÃ¤tigkeit habe Ã¼ber ein bei der KlÃ¤gerin gefÃ¼hrtes Konto
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abgewickelt werden mÃ¼ssen, worauf die KlÃ¤gerin uneingeschrÃ¤nkte
ZugriffsmÃ¶glichkeit hinsichtlich ihrer RÃ¼ckforderungsansprÃ¼che wegen
Ã¼berzahlter Provisionen gehabt habe. Ein eigenes wirtschaftliches
Unternehmerrisiko sei Ã¼ber das Risiko, einen Abschluss zu tÃ¤tigen, hinaus nicht
ersichtlich. Dem Beigeladenen zu 1) sei jegliches Werbematerial sowie der
Arbeitsplatz in der Agentur und sein Notebook inklusive Service durch eine
Drittfirma von der KlÃ¤gerin kostenlos zur VerfÃ¼gung gestellt worden. Der
Beigeladene zu 1) habe Ã¼ber keinen eigenen Betriebssitz und keine eigene
Organisation verfÃ¼gt, jegliche Unterlagen Ã¼ber AbschlÃ¼sse und Abrechnungen
seien bei der KlÃ¤gerin verblieben. Der Beigeladene zu 1) sei zudem keinem
Haftungsrisiko fÃ¼r Schlechtleistung ausgesetzt gewesen. Auch sei der Beigeladene
zu 1) Ã¼ber einen lÃ¤ngeren mehrjÃ¤hrigen Zeitraum fÃ¼r die KlÃ¤gerin als
einzige Auftraggeberin tÃ¤tig gewesen. Dem stehe nicht eine von ihm ab 1.
September 2015 absolvierte Ausbildung entgegen. Diese sei erst zum Ende der
TÃ¤tigkeit bei der KlÃ¤gerin angesiedelt und zudem habe es sich hierbei nach der
Schilderung des Beigeladenen zu 1) lediglich um eine Ausbildung auf dem Papier
gehandelt, ohne dass er tatsÃ¤chlich dort tÃ¤tig gewesen sei. Zudem sei dem
Beigeladenen zu 1) jegliche KonkurrenztÃ¤tigkeit fÃ¼r Dritte bereits ausweislich Â§
9 des Vertrags untersagt gewesen.

Gegen das ihr am 22. MÃ¤rz 2021 zugestellte Urteil wendet sich die KlÃ¤gerin mit
der Berufung vom 21. April 2021. Nach dem Vertrag und den konkreten
UmstÃ¤nden des verfahrensgegenstÃ¤ndlichen Sachverhalts sei der Beigeladene zu
1) nicht in einem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis gemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 1
Sozialgesetzbuch Viertes Buch â�� Gemeinsame Vorschriften fÃ¼r die
Sozialversicherung (SGB IV), sondern als Handelsvertreter gemÃ¤Ã� Â§Â§ 92, 84 ff
HGB fÃ¼r die KlÃ¤gerin selbststÃ¤ndig tÃ¤tig gewesen. Mit den Â§Â§ 84 ff. HGB und
den ergÃ¤nzend anzuwendenden Vorschriften des GeschÃ¤ftsbesorgungsrechts
gem. Â§Â§ 675, 611 ff. BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB) gebe es spezielle
Rechtsnormen fÃ¼r die AusÃ¼bung der TÃ¤tigkeit des Beigeladenen zu 1), die bei
der sozialversicherungsrechtlichen Beurteilung fÃ¼r die Abgrenzung der
selbstÃ¤ndig tÃ¤tigen Handelsvertreter von den gem. Â§ 7 Abs. 1 SGB IV abhÃ¤ngig
BeschÃ¤ftigten zu berÃ¼cksichtigen seien. Der Einsatz von Kapital im Sinne von
eigenen Betriebsmitteln eines GeschÃ¤ftsbetriebes sei fÃ¼r die SelbststÃ¤ndigkeit
des Handelsvertreters oder anderer Dienstleistungsunternehmer nicht erforderlich.
Das belege schon Â§ 84 Abs. 4 HGB, der klarstelle, dass Handelsvertreter auch der
Dienstleistungsunternehmer sei, der keinen kaufmÃ¤nnisch eingerichteten
Gewerbebetrieb unterhalte. Das typische Unternehmerrisiko des Handelsvertreters
liege vielmehr, wie bei nahezu jedem Dienstleistungsunternehmer, in dem Risiko
des Einsatzes der Arbeitskraft, ohne dass dieser Einsatz zu einem
VergÃ¼tungserfolg fÃ¼hre. Nach Â§ 86a Abs. 1 HGB habe der Unternehmer dem
Handelsvertreter die zur AusÃ¼bung seiner TÃ¤tigkeit erforderlichen Unterlagen,
wie Muster, Zeichnungen, Preislisten, Werbedrucksachen, GeschÃ¤ftsbedingungen,
zur VerfÃ¼gung zu stellen. In welcher Form dies erfolge, unterliege seiner
unternehmerischen Disposition. Geschehe dies durch die ZurverfÃ¼gungstellung
u.a. eines Notebooks mit der fÃ¼r die TÃ¤tigkeit erforderlichen Software mit z.B.
Versicherungstarifen, Produktinformationen etc., sei dies kein Umstand fÃ¼r die
BegrÃ¼ndung einer persÃ¶nlichen AbhÃ¤ngigkeit, sondern die ErfÃ¼llung einer
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gesetzlich zwingenden Pflicht im HandelsvertretervertragsverhÃ¤ltnis gemÃ¤Ã� Â§
86a Abs. 3 HGB. Es sei auch Sache des vertretenen Unternehmens, die
GeschÃ¤ftsbedingungen oder Richtlinien festzulegen, auf deren Grundlage der
Handelsvertreter tÃ¤tig werden solle. Dies liege schlicht daran, dass der
Handelsvertreter â��nurâ�� vermittele. Es sei der vertretene Unternehmer, der aus
den vom Handelsvertreter vermittelten GeschÃ¤ften berechtigt und verpflichtet
werde, so dass er auch fachliche Vorgaben und fachliche Richtlinien u.a. zu
Vertrieb, Produkten oder GeschÃ¤ftspolitik gegenÃ¼ber seinen Handelsvertretern
machen kÃ¶nne, was nicht mit der AusÃ¼bung unzulÃ¤ssiger arbeitsrechtlicher
Direktionen gleichzusetzen sei. Dementsprechend kÃ¶nne der vertretene
Unternehmer gegenÃ¼ber seinem Handelsvertreter, der fÃ¼r ihn die GeschÃ¤fte
mit den Kunden des vertretenen Unternehmers oder dessen Produktpartner
vermittele, nach allgemeinen zivilrechtlichen GrundsÃ¤tzen ausgestalten, fÃ¼r
welche Produkte der Handelsvertreter Vermittlungsbefugnisse gegenÃ¼ber den
Kunden habe und welche Voraussetzungen dafÃ¼r erforderlich seien. Das
Unternehmen kÃ¶nne auch Ansprechpartner bestimmen, ohne dass es sich hierbei
um Vorgesetzte des Beigeladenen zu 1) handele. Das habe nichts mit einer vom
Sozialgericht postulierten â��Berichts- und Rechenschaftskaskadeâ�� zu tun. Da
der Handelsvertreter nicht im â��luftleeren Raumâ�� operiere, sondern gesetzlicher
Interessenwahrer des vertretenen Unternehmens sei (Â§ 86 Abs. 1 2. Hs., Abs. 3
HGB), kÃ¶nne der Unternehmer diesem geschÃ¤ftspolitische Vorgaben machen und
Ansprechpartner bestimmen. Solche Ansprechpartner kÃ¶nnten in einem
mehrstufigen Vertrieb auch weitere Handelsvertreter des vertretenen
Unternehmers sein, wie das hÃ¤ufig in der Versicherungs-, Bauspar- und
Finanzdienstleistungsbranche der Fall sei. Solche TÃ¤tigkeiten im mehrstufigen
Handelsvertretervertrieb Ã¼bten auch die Gebiets- und Agenturleiter der KlÃ¤gerin
aus, welche den von ihnen betreuten Vertriebspartnern der KlÃ¤gerin als
Ansprechpartner zur VerfÃ¼gung stÃ¼nden. Bei der AusÃ¼bung dieser
TÃ¤tigkeiten seien auch sie als unechte Hauptvertreter im Sinn der Â§Â§ 84 ff. HGB,
675 BGB selbstÃ¤ndig tÃ¤tig. Auch die TÃ¤tigkeit der unechten Hauptvertreter, die
im Wesentlichen in der Anwerbung, Betreuung, Schulung und Motivation der
zugeordneten unechten Untervertreter bestehe, sei von der stÃ¤ndigen
Rechtsprechung als handelsvertretertypische (Vermittlungs-) TÃ¤tigkeit anerkannt
und werde typischerweise mit Differenzprovisionen vergÃ¼tet. All das lasse keinen
RÃ¼ckschluss auf eine arbeitsrechtliche â��Strukturâ�� im Sinne einer hierarchisch
geprÃ¤gten Betriebsorganisation zu. Ã�nderungen der Provision seien in der Praxis
der KlÃ¤gerin mit ihren Handelsvertretern nicht einseitig erfolgt, sondern vielmehr
mit schriftlichem EinverstÃ¤ndnis vorgenommen worden. Dem Beigeladenen zu 1)
sei es mÃ¶glich gewesen, auÃ�erhalb der RÃ¤umlichkeiten der Filiale und der
Agentur sowie auÃ�erhalb der Ã�ffnungszeiten tÃ¤tig zu werden und GeschÃ¤fte
mit neuen Kunden zu vermitteln. Mit dem Arbeitsbereich und der MÃ¶glichkeit,
filialnah oder agenturbasiert tÃ¤tig zu werden, biete die KlÃ¤gerin ihren
Handelsvertretern lediglich einen von vielen mÃ¶glichen AnknÃ¼pfungspunkten
fÃ¼r eine erfolgreiche TÃ¤tigkeit. Dem Beigeladenen zu 1) habe es freigestanden,
eigenstÃ¤ndig zu akquirieren, wo und wann immer er auf Interessenten oder
Kunden getroffen sei. Ob, wann und wie die Handelsvertreter ihre TÃ¤tigkeit
diesbezÃ¼glich ausgestalten, bleibe ihnen Ã¼berlassen. In C-Stadt habe es zwar
ein regelmÃ¤Ã�iges Teammeeting fÃ¼r die angestellten Mitarbeiter der KlÃ¤gerin
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gegeben. Dazu sei der Beigeladene zu 1) aber nicht einbestellt worden. Da der
Beigeladene zu 1) als selbstÃ¤ndiger Handelsvertreter Absatzmittler der KlÃ¤gerin
gewesen sei, begrÃ¼nde es keine persÃ¶nliche AbhÃ¤ngigkeit, wenn man mit ihm
Ã¼ber zu erwartete Zahlen oder Ergebnisse gesprochen oder sich Angestellte oder
andere Handelsvertreter der KlÃ¤gerin diesbezÃ¼glich mit ihm ausgetauscht
hÃ¤tten. Solche GesprÃ¤che hÃ¤tten auch dem wechselseitigen Erfahrungs- und
Informationsaustausch darÃ¼ber gedient, wie der Beigeladenen zu 1) unterstÃ¼tzt
werden konnte, um vertrieblich erfolgreicher zu werden, was in seinem eigenen
Interesse gelegen habe. Wenn der Beigeladene zu 1) eine Servicedienstleistung im
IT-System auÃ�erhalb seiner VermittlungstÃ¤tigkeit angestoÃ�en habe, dann weil
er vom Kunden darauf angesprochen worden sei und selbst entschieden habe, dies
zu tun. Es habe weder von der KlÃ¤gerin noch von den Gebietsdirektoren
Forderungen in diesem Sinne, erst recht nicht in Form der AusÃ¼bung einer
arbeitsrechtlichen Direktion gegeben. Der Beigeladene zu 1) sei lediglich darauf
hingewiesen worden, dass solche auf Bitten von Kunden angestoÃ�ene
Servicedienstleistungen akquisitorische Ansatzpunkte fÃ¼r die Vermittlung von
GeschÃ¤ft durch den Handelsvertreter bieten kÃ¶nnten. Er habe das Backoffice
fÃ¼r seine Zwecke nutzen kÃ¶nnen, um Kontakte zu potenziellen Kunden
aufzubauen.Â 

Die KlÃ¤gerin beantragt,
das Urteil des Sozialgerichts Frankfurt am Main vom 8. MÃ¤rz 2021 sowie den
Bescheid der Beklagten vom 17. Juli 2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheids
vom 20. MÃ¤rz 2018 aufzuheben und festzustellen, dass der Beigeladene zu 1)
aufgrund seiner TÃ¤tigkeit als Finanzberater fÃ¼r die KlÃ¤gerin im Zeitraum 1.
November 2013 bis 31. MÃ¤rz 2016 nicht der Versicherungspflicht in der Kranken-,
Pflege- und Rentenversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung
unterlag.

Die Beklagte hat schriftsÃ¤tzlich beantragt,Â 
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte ist der Ansicht, in dem hier allein zu entscheidenden
AuftragsverhÃ¤ltnis zwischen der KlÃ¤gerin und dem Beigeladenen zu 1) habe das
erstinstanzliche Gericht zutreffend festgestellt, dass die schriftlichen
Vereinbarungen von der tatsÃ¤chlich gelebten Zusammenarbeit, so wie sie im Laufe
des Verfahrens festgestellt wurde, Ã¼berlagert worden seien.

Der Beigeladenen zu 1) beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen,Â 
hilfsweise Beweis zu erhebenÂ 
durch die â��Offenlegung der Kommunikation zwischen Herrn E., K., S., F. und G.
mit Herrn L.â�� zum Beleg einer umfangreichen Weisungsbindung des
Beigeladenen zu 1) hinsichtlich Wochenreporting, Arbeitsbeauftragung, Abarbeitung
von FACE-Kampagnen und Urlaubsplanung sowieÂ 
durch die Vernehmung von â��Frau M. als Zeugin dazu â�¦, dass die
Ã�ffnungszeiten der Filiale F-Stadt vorgegeben worden sind seitens der
KlÃ¤gerinâ��.Â 
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Zur BegrÃ¼ndung hat er vorgetragen, dass der Finanzvertrieb durch selbstÃ¤ndige
Handelsvertretungen von der KlÃ¤gerin dazu genutzt worden sei, die aus
KostengrÃ¼nden eingesparten Bankfilialen aufrecht zu erhalten und der
Bankkundschaft zumindest optisch den Eindruck von PrÃ¤senz zu vermitteln. Der
damalige Regionaldirektor E. habe ihm als Vorgesetzter wiederholt inhaltliche
Weisungen erteilt. Da die Finanzberater, bzw. die Finanzagentur direkt in die
Bewertungsvorgaben â�� aber auch in die Bewertungskontrolle â�� der Hauptfiliale
eingeflossen seien, seien die Finanzberater durch die stationÃ¤ren festangestellten
Kollegen regelmÃ¤Ã�ig kontrolliert und auf Kurs gehalten worden. Er habe Ã¼ber
die zentrale Vertriebssteuerungssoftware â��FACEâ�� Kampagnen durch die
KlÃ¤gerin zugeordnet bekommen und diese abarbeiten und sÃ¤mtliche AktivitÃ¤ten
dokumentieren mÃ¼ssen. Seine Eingliederung in die streng hierarchische Struktur
mit von der KlÃ¤gerin vorgegebenen und ausgesuchten Mitarbeitern nebst
arbeitsteiligen vorgegebenen ArbeitsablÃ¤ufen zeige, dass er alles andere als
selbstÃ¤ndig gewesen sei und somit die Kriterien von Â§ 84 HGB â�� freie
Gestaltung seiner TÃ¤tigkeit und freie Bestimmung seiner Arbeitszeit â�� nicht
erfÃ¼llt worden seien. Die Finanzberater seien fachlich den Organisationsbereichen
der KlÃ¤gerin zugeordnet gewesen. Ein Platzwechsel in einen anderen Bereich sei
nicht mÃ¶glich gewesen, da er nicht auf die dortigen Kunden habe zugreifen
dÃ¼rfen. Sein Alltag sei von seiner engen Einbindung in die Hierarchie und
Betriebsstruktur der KlÃ¤gerin geprÃ¤gt gewesen. Auch durch die ihm obliegenden
Berichtspflichten werde dokumentiert, dass er in den Betriebsablauf der KlÃ¤gerin
eingegliedert gewesen sei und sich seine Arbeit nicht frei habe einteilen kÃ¶nnen.
Er habe morgens gleichzeitig mit den Kollegen angefangen und sei abends
Ã¼blicherweise 1-2 Stunden lÃ¤nger geblieben. Er habe von Kollegen vom
Telefonservice (Schalter) Listen von Kunden erhalten, die diese tagsÃ¼ber nicht
erreichen konnten. Diese Kunden habe er nochmal abends abtelefonieren
mÃ¼ssen. Er sei auf die Zusammenarbeit mit der A.-Service angewiesen gewesen.
Hierbei handele es sich um eine interne Abteilung der A., zu der telefonischer oder
schriftlicher Kontakt gehalten worden sei. Diese Abteilung sei fÃ¼r die Bearbeitung
im Grunde genommen aller Backoffice-TÃ¤tigkeiten zustÃ¤ndig gewesen. An diese
Abteilung sei von allen Mitarbeitern der Bank ihre Unterlagen verschickt worden,
sobald sie von Ihnen abschlieÃ�end bearbeitet waren. FÃ¼r die Mitarbeiter der
Abteilung sei es dann in der Regel nicht ersichtlich gewesen, wer die Unterlagen
eingesandt habe. Die Finanzberater hÃ¤tten dann in der Regel durch den A.-Service
weitere Arbeitsanweisungen erhalten, damit die Anfragen abschlieÃ�end bearbeitet
werden konnten. Diese seien immer mit einem festen Datum und einer klaren
TÃ¤tigkeitsbeschreibung versehen. In der Finanzagentur F-Stadt seien dem
damaligen Agenturleiter L. durch die Mitarbeiter der KlÃ¤gerin bzw. den
Gebietsleiter E. Vorgaben hinsichtlich der Ã�ffnungszeiten sowie der Erbringung von
Serviceleistungen gemacht worden, die im Wege der vom Sozialgericht zutreffend
dargelegten Weisungskaskade auch fÃ¼r den Beigeladenen zu 1) bindend gewesen
seien. Die KlÃ¤gerin habe im Streitzeitraum ein GefÃ¼ge geschaffen und betrieben,
welches von Hierarchien und einzuhaltenden Vorgaben geprÃ¤gt gewesen sei. Der
Beigeladene zu 1) sei in vielen Stadien seiner TÃ¤tigkeit auf die Mitwirkung
angestellter Mitarbeiter der KlÃ¤gerin angewiesen gewesen. Er habe die Software
FACE nutzen, die dadurch vorgegebenen MaÃ�nahmen abarbeiten und Ã¼ber Art,
Umfang und Ergebnis der jeweiligen Arbeitsschritte Rechenschaft ablegen
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mÃ¼ssen.

Die Ã¼brigen Beteiligten haben sich nicht zur Sache geÃ¤uÃ�ert und keine
AntrÃ¤ge gestellt.

Der Senat hat im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 30. November 2023
den Beigeladenen zu 1) persÃ¶nlich angehÃ¶rt und die Zeugen J. und E. zur
TÃ¤tigkeit des Beigeladenen zu 1) fÃ¼r die KlÃ¤gerin in der Zeit von November
2013 bis MÃ¤rz 2016 vernommen. Im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung vom
22. Februar 2024 hat der Senat weiterhin die Zeugen L., N. und R. zur TÃ¤tigkeit
des Beigeladenen zu 1) in der Finanzagentur F-Stadt in der Zeit von Juli 2014 bis
MÃ¤rz 2016 vernommen. Zu deren Aussagen im Einzelnen wird auf die betreffenden
Sitzungsniederschriften verwiesen (Bl. 712 ff, 793 ff. Gerichtsakte).Â 

Wegen weiterer Einzelheiten des Sach- und Streitstandes, der Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen ist, wird ergÃ¤nzend auf den Inhalt der
Gerichtsakte und der beigezogenen Verwaltungsakte der Beklagten verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die Entscheidung konnte trotz des Ausbleibens der Beklagten sowie der
Beigeladenen zu 2) bis 4) im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung am 22. Februar
2024 ergehen. Die Beklagte und die Beigeladenen zu 2) bis 4) sind zu diesem
Termin ordnungsgemÃ¤Ã� geladen und hierbei darauf hingewiesen worden, dass
die Beweiserhebung und Entscheidung auch im Falle ihres Ausbleibens erfolgen
kann. Â 

Die Berufung der KlÃ¤gerin ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet.

Das Urteil des Sozialgerichts Frankfurt am Main vom 8. MÃ¤rz 2021 sowie der
Bescheid der Beklagten vom 17. Juli 2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheids
vom 20. MÃ¤rz 2018 kÃ¶nnen keinen Bestand haben, da der Beigeladene zu 1) in
seiner TÃ¤tigkeit als Finanzberater fÃ¼r die KlÃ¤gerin im Zeitraum 1. November
2013 bis 31. MÃ¤rz 2016 nicht der Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- und
Rentenversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung unterlag. Die
gegenteiligen Feststellungen im angefochtenen Urteil sowie den Bescheiden der
Beklagten sind rechtswidrig und verletzen die KlÃ¤gerin in ihren Rechten.

Im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum vom 1. November 2013 bis 31. MÃ¤rz 2016
unterlagen Personen, die gegen Arbeitsentgelt beschÃ¤ftigt waren, in der Kranken-,
Pflege- und Rentenversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung (vgl. 
Â§ 5 Abs. 1 Nr. 1 Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch â�� Gesetzliche
Krankenversicherung â�� SGB V, Â§ 20 Abs. 1 S 2 Nr. 1 Sozialgesetzbuch â�� Elftes
Buch â�� Soziale Pflegeversicherung Â â�� SGB XI, Â§ 1 S 1 Nr. 1 Sozialgesetzbuch,
6. Buch â�� Gesetzliche Rentenversicherung â�� SGB VI und Â§ 25 Abs. 1 S 1
Sozialgesetzbuch, 3. Buch â�� ArbeitsfÃ¶rderung â�� SGB III) der
Versicherungspflicht (und Beitragspflicht). BeurteilungsmaÃ�stab fÃ¼r das
Vorliegen einer (abhÃ¤ngigen) BeschÃ¤ftigung ist Â§ 7 Abs. 1 SGB IV in seiner bis
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heute unverÃ¤ndert geltenden Fassung. Danach ist BeschÃ¤ftigung die
nichtselbststÃ¤ndige Arbeit, insbesondere in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis (Â§ 7 Abs. 1
S. 1 SGB IV). Nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG)
setzt eine BeschÃ¤ftigung voraus, dass der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber
persÃ¶nlich abhÃ¤ngig ist. Bei einer BeschÃ¤ftigung in einem fremden Betrieb ist
dies der Fall, wenn der BeschÃ¤ftigte in den Betrieb eingegliedert ist und dabei
einem Zeit, Dauer, Ort und Art der AusfÃ¼hrung umfassenden Weisungsrecht des
Arbeitgebers unterliegt. Diese Weisungsgebundenheit kann â�� vornehmlich bei
Diensten hÃ¶herer Art â�� eingeschrÃ¤nkt und zur â��funktionsgerecht dienenden
Teilhabe am Arbeitsprozessâ�� verfeinert sein. DemgegenÃ¼ber ist eine
selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit vornehmlich durch das eigene Unternehmerrisiko, das
Vorhandensein einer eigenen BetriebsstÃ¤tte, die VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber
die eigene Arbeitskraft und die im Wesentlichen frei gestaltete TÃ¤tigkeit und
Arbeitszeit gekennzeichnet. Ob jemand beschÃ¤ftigt oder selbststÃ¤ndig tÃ¤tig ist,
richtet sich ausgehend von den genannten UmstÃ¤nden nach dem Gesamtbild der
Arbeitsleistung und hÃ¤ngt davon ab, welche Merkmale Ã¼berwiegen (stRspr; vgl.
zum Ganzen z.B. BSG SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 21 Rn. 13 mwN; BSGE 111, 257 = SozR
4-2400 Â§ 7 Nr. 17, Rn. 15 mwN; zur VerfassungsmÃ¤Ã�igkeit der Abgrenzung
zwischen BeschÃ¤ftigung und selbststÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit vgl. BVerfG SozR 3-2400
Â§ 7 Nr. 11). Die Zuordnung einer TÃ¤tigkeit nach deren Gesamtbild zum
rechtlichen Typus der BeschÃ¤ftigung bzw. der selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit setzt
dabei voraus, dass alle nach Lage des Einzelfalls als Indizien in Betracht
kommenden UmstÃ¤nde festgestellt, in ihrer Tragweite zutreffend erkannt und
gewichtet, in die Gesamtschau mit diesem Gewicht eingestellt und nachvollziehbar,
also den Gesetzen der Logik entsprechend und widerspruchsfrei gegeneinander
abgewogen werden (vgl. insbesondere BSG SozR 4-2400 Â§ 7 Nr 15, juris Rn. 25).
Zur Abgrenzung von BeschÃ¤ftigung und SelbststÃ¤ndigkeit ist regelmÃ¤Ã�ig vom
Inhalt der zwischen den Beteiligten getroffenen Vereinbarungen auszugehen. Dazu
haben Verwaltung und Gerichte zunÃ¤chst deren Inhalt konkret festzustellen.
Liegen schriftliche Vereinbarungen vor, so ist neben deren Vereinbarkeit mit
zwingendem Recht auch zu prÃ¼fen, ob mÃ¼ndliche oder konkludente
Ã�nderungen erfolgt sind. Diese sind ebenfalls nur maÃ�gebend, soweit sie
rechtlich zulÃ¤ssig sind (vgl. BSGE 111, 257 = SozR 4-2400 Â§ 7 Nr 17, Rn. 16
mwN). SchlieÃ�lich ist auch die Ernsthaftigkeit der dokumentierten Vereinbarungen
zu prÃ¼fen und auszuschlieÃ�en, dass es sich hierbei um einen bloÃ�en
â��Etikettenschwindelâ�� handelt, der unter UmstÃ¤nden als ScheingeschÃ¤ft im
Sinne des Â§ 117 BGB zur Nichtigkeit dieser Vereinbarungen und der Notwendigkeit
fÃ¼hren kann, ggf. den Inhalt eines hierdurch verdeckten RechtsgeschÃ¤fts
festzustellen. Erst auf Grundlage der so getroffenen Feststellungen Ã¼ber den
(wahren) Inhalt der Vereinbarungen ist eine wertende Zuordnung des
RechtsverhÃ¤ltnisses zum Typus der BeschÃ¤ftigung oder selbststÃ¤ndigen
TÃ¤tigkeit vorzunehmen und in einem weiteren Schritt zu prÃ¼fen, ob besondere
UmstÃ¤nde vorliegen, die eine hiervon abweichende Beurteilung notwendig
machen (BSG, Urteil vom 18. November 2015 â�� B 12 KR 16/13 R, Rn. 16 â�� 17;
stRsprg).

FÃ¼r die Bestimmung des sozialversicherungsrechtlichen Status eines
Handelsvertreters hat das BSG in einer grundlegenden Entscheidung vom 29.

                            15 / 25

https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/7.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/7.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%20111,%20257
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2400%20Â§%207%20Nr.%2011
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2400%20Â§%207%20Nr.%2011
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%20111,%20257
https://dejure.org/gesetze/BGB/117.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20KR%2016/13%20R


 

Januar 1981 weitergehende Kriterien formuliert, wonach hierbei auch ergÃ¤nzend
die betreffenden Vorschriften des Handelsrechts gem. Â§Â§ 84 ff HGB sowie die
allgemeinen zivilrechtlichen Bestimmungen zur GeschÃ¤ftsbesorgung
BerÃ¼cksichtigung finden mÃ¼ssen. Danach ist Handelsvertreter, wer als
selbstÃ¤ndiger Gewerbetreibender stÃ¤ndig damit betraut ist, fÃ¼r einen anderen
Unternehmer GeschÃ¤fte zu vermitteln oder GeschÃ¤fte in dessen Namen
abzuschlieÃ�en; selbstÃ¤ndig ist dabei, wer im Wesentlichen frei seine TÃ¤tigkeit
gestalten und seine Arbeitszeit bestimmen kann (Â§ 84 Abs. 1 HGB). Liegen die
zuletzt genannten Voraussetzungen nicht vor, so ist ein mit der Vermittlung von
GeschÃ¤ften fÃ¼r einen Unternehmer Betrauter dessen Handlungsgehilfe (Â§ 59
HGB) und gilt auch dann als solcher, wenn ein entsprechender Anstellungsvertrag
fehlt (Â§ 84 Abs. 2 HGB). FÃ¼r das Handelsrecht sind hiernach Personen, die
stÃ¤ndig mit der Vermittlung von GeschÃ¤ften betraut sind, entweder
selbstÃ¤ndige Handelsvertreter oder angestellte Handlungsgehilfen;
Zwischenformen sind rechtlich nicht zugelassen. Die Vertragstypen des
Handelsvertreters und des mit der Vermittlung von GeschÃ¤ften betrauten
Handlungsgehilfen unterscheiden sich mithin nicht nach der Art der zu leistenden
Dienste, sondern allein nach dem MaÃ� an persÃ¶nlicher Freiheit, das dem
Dienstpflichtigen bei seiner TÃ¤tigkeit eingerÃ¤umt ist. Kann er seine
VermittlungstÃ¤tigkeit im Wesentlichen frei gestalten, ist er Handelsvertreter, im
anderen Falle Handlungsgehilfe. Dabei ist zu beachten, dass der Handelsvertreter
bei der Gestaltung seiner TÃ¤tigkeit nur â��im Wesentlichenâ�� frei zu sein
braucht. Auch seine Freiheit kann also eingeschrÃ¤nkt sein, solange die
EinschrÃ¤nkungen seine SelbstÃ¤ndigkeit â��nicht in ihrem Kerngehalt
beeintrÃ¤chtigenâ��. Solche EinschrÃ¤nkungen kÃ¶nnen sich schon aus dem
Vertrage, aber auch aus einseitigen Weisungen des Dienstberechtigten ergeben.
Dass auch dem Handelsvertreter Weisungen erteilt werden kÃ¶nnen, folgt schon
daraus, dass er â�� obwohl selbst Kaufmann und Unternehmer (Â§ 1 Abs. 2 Nr. 7
HGB) â�� in einer stÃ¤ndigen Vertragsbeziehung zu einem anderen Unternehmer
steht, fÃ¼r den er tÃ¤tig ist und dessen Interesse er wahrzunehmen hat (Â§ 86 Abs.
1 HGB). Als GeschÃ¤ftsbesorgung i.S. des Â§ 675 BGB unterliegt seine TÃ¤tigkeit
bestimmten Vorschriften des Auftragsrechts, u.a. dem Â§ 665 BGB; dieser regelt
das Recht des Beauftragten, von den Weisungen des Auftraggebers abzuweichen,
und setzt damit grundsÃ¤tzlich eine Bindung an dessen Weisungen voraus. Das gilt
auch fÃ¼r Weisungen, die sich auf die Art der Kundenwerbung und -betreuung
durch den Handelsvertreter beziehen. Dass auch der Handelsvertreter an
Weisungen des Unternehmers gebunden ist, hebt seine rechtliche SelbstÃ¤ndigkeit
nicht auf. Erst wenn das Weisungsrecht des Unternehmers vertraglich so stark
ausgestaltet ist, dass der Beauftragte seine TÃ¤tigkeit und seine Arbeitszeit wie ein
Angestellter einrichten muss, kann er nicht mehr als selbstÃ¤ndig und damit als
Handelsvertreter angesehen werden. Im Ã�brigen dÃ¼rfen dem Handelsvertreter
durch Weisungen des Unternehmers nicht neue, Ã¼ber den Vertrag hinausgehende
Pflichten auferlegt werden; zulÃ¤ssig sind lediglich Weisungen, welche die auf
Grund des Gesetzes oder des Vertrages bereits bestehenden Pflichten des
Handelsvertreters nÃ¤her konkretisieren. Insofern unterscheidet sich die
Weisungsgebundenheit des Handelsvertreters wesentlich von der des
Handlungsgehilfen, Ã¼ber dessen Arbeitskraft der Unternehmer durch einseitig
erteilte Weisungen grundsÃ¤tzlich unbeschrÃ¤nkt verfÃ¼gen kann. Die dadurch
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begrÃ¼ndete persÃ¶nliche AbhÃ¤ngigkeit des Handlungsgehilfen fehlt beim
Handelsvertreter. Er steht seinem Auftraggeber â�� trotz Bindung an dessen
Weisungen â�� in einem VerhÃ¤ltnis persÃ¶nlicher SelbstÃ¤ndigkeit und
Gleichordnung gegenÃ¼ber. Seine persÃ¶nliche SelbstÃ¤ndigkeit (die allerdings
eine wirtschaftliche AbhÃ¤ngigkeit vom Unternehmer nicht ausschlieÃ�t) kommt
dabei vornehmlich in den vom Gesetz in Â§ 84 Abs. 1 Satz 2 HGB genannten
Merkmalen zum Ausdruck. AuÃ�er ihnen kÃ¶nnen indessen noch weitere
UmstÃ¤nde von Bedeutung sein, soweit sie als Indizien fÃ¼r das Vorliegen der
ausdrÃ¼cklich im Gesetz genannten Merkmale der SelbstÃ¤ndigkeit anzusehen
sind oder sich schon aus der Unternehmereigenschaft des Handelsvertreters
ergeben; zu ihnen gehÃ¶rt namentlich das eigene Unternehmerrisiko, das als
GegenstÃ¼ck der unternehmerischen BetÃ¤tigungsfreiheit im Unternehmerbegriff
mit enthalten ist.Â 

Von den gleichen GrundsÃ¤tzen ist auch im Recht der Sozialversicherung
auszugehen und danach die versicherungsfreie TÃ¤tigkeit eines selbstÃ¤ndigen
Handelsvertreters von der versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung eines
abhÃ¤ngigen Handlungsgehilfen abzugrenzen. Die Begriffe der SelbstÃ¤ndigkeit
und der AbhÃ¤ngigkeit haben zwar im Handelsrecht eine andere Funktion als im
Sozialversicherungsrecht. Im Handelsrecht dienen sie dazu, bestimmte mit
Vermittlungsdiensten betraute Personen jeweils einem besonderen Normenbereich
mit den entsprechenden privatrechtlichen AnsprÃ¼chen zuzuordnen, die
Handelsvertreter den Â§Â§ 84 ff HGB, die Handlungsgehilfen den Â§Â§ 59 ff HGB;
dabei entscheidet diese Zuordnung zugleich darÃ¼ber, in welchem Gerichtszweig
die jeweiligen AnsprÃ¼che zu verfolgen sind (Zivilgerichtsbarkeit fÃ¼r AnsprÃ¼che
der Handelsvertreter, Arbeitsgerichtsbarkeit fÃ¼r solche der Handlungsgehilfen). Im
Ã¶ffentlichen Recht der Sozialversicherung dienen die genannten Begriffe
demgegenÃ¼ber der Abgrenzung von versicherungsfreien und
versicherungspflichtigen TÃ¤tigkeiten und den damit verbundenen Rechtsfolgen.
Trotz dieser unterschiedlichen Funktionen haben die genannten Begriffe im
Handels- und im Sozialversicherungsrecht weitgehend den gleichen Inhalt. Das
Sozialversicherungsrecht kann deshalb fÃ¼r die â�� auch versicherungsrechtlich
erhebliche â�� Frage, ob und welche Rechtsbeziehungen zwischen Privatpersonen
bestehen, an die entsprechenden Regeln des Privatrechts anknÃ¼pfen und diese
auch fÃ¼r seinen Bereich Ã¼bernehmen. Das ist bei der Abgrenzung einer â��
grundsÃ¤tzlich versicherungsfreien â�� selbstÃ¤ndigen UnternehmertÃ¤tigkeit und
einer â�� grundsÃ¤tzlich versicherungspflichtigen â�� abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung
geschehen. So wird auch im Sozialversicherungsrecht eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit
durch das eigene Unternehmerrisiko, die VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber die
eigene Arbeitskraft und die im Wesentlichen frei gestaltete TÃ¤tigkeit und
Arbeitszeit gekennzeichnet, wÃ¤hrend ein abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigter typischerweise
einem Weisungsrecht des Arbeitgebers unterliegt, das Zeit, Dauer und Ort der
Arbeitsleistung umfasst. Auch die Rechtsprechung zur Sozialversicherung bezieht
dabei fÃ¼r die Unterscheidung zwischen selbstÃ¤ndigen und abhÃ¤ngigen
Dienstleistungen alle UmstÃ¤nde des Falles ein, stellt also auf das
â��Gesamtbildâ�� ab, berÃ¼cksichtigt allerdings auf der anderen Seite auch den
Zweck der Sozialversicherung, den abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigten wegen ihrer sozialen
SchutzbedÃ¼rftigkeit ein besonderes Sicherungssystem des Ã¶ffentlichen Rechts
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zur VerfÃ¼gung zu stellen. Dieser besondere Schutzzweck der Sozialversicherung
und ihre Natur als eine Einrichtung des Ã¶ffentlichen Rechts, Ã¼ber dessen Normen
grundsÃ¤tzlich nicht im Wege der Privatautonomie verfÃ¼gt werden kann,
schlieÃ�en es aus, dass Ã¼ber die rechtliche Einordnung einer Person â�� als
versicherungsfreier Handelsvertreter oder als versicherungspflichtiger
Handlungsgehilfe â�� allein die von den VertragschlieÃ�enden getroffenen
Vereinbarungen entscheiden. Wie die vom Ã¶ffentlichen Recht gezogene Grenze
zwischen Versicherungspflicht und Versicherungsfreiheit nicht dadurch verÃ¤ndert
werden kann, dass jemand, der in Wahrheit Handlungsgehilfe ist, im Vertrage
fÃ¤lschlich als Handelsvertreter bezeichnet oder seine BeschÃ¤ftigung in
Verkennung des Begriffs der SelbstÃ¤ndigkeit fÃ¼r selbstÃ¤ndig erklÃ¤rt wird â��
umgekehrt gilt das Gleiche -, so kann allein der Wille der VertragsschlieÃ�enden,
eine mit der Vermittlung von GeschÃ¤ften beauftragte Person den Normen des
Handelsvertreterrechts zu unterstellen (â��Handelsvertreter gemÃ¤Ã� Â§ 84 Abs. 1
HGBâ��), fÃ¼r die Frage ihrer Versicherungspflicht dann nicht maÃ�gebend sein,
wenn diese rechtliche Einordnung den sonstigen Bestimmungen des Vertrages oder
ihrer tatsÃ¤chlichen Anwendung nicht entspricht. Dabei kommt es nicht nur auf die
schriftlich niedergelegten oder ausdrÃ¼cklich getroffenen Vertragsbestimmungen
an; zu berÃ¼cksichtigen ist vielmehr auch das schlÃ¼ssige (konkludente) Verhalten
der Vertragspartner. Der im Vertrag verlautbarte Wille der Vertragspartner, die
beiderseitigen Beziehungen in einem bestimmten Sinne zu regeln, insbesondere ein
DienstverhÃ¤ltnis den Normen eines bestimmten Vertragstyps zu unterstellen, ist
somit fÃ¼r die Beurteilung der Versicherungspflicht eines der Partner nur dann
maÃ�gebend, wenn die Ã¼brigen Bestimmungen des Vertrags und seine
tatsÃ¤chliche DurchfÃ¼hrung der gewÃ¤hlten Vertragsform entsprechen (BSG,
Urteil vom 29. Januar 1981 â�� 12 RK 63/79 â��, BSGE 51, 164-172, SozR 2400 Â§ 2
Nr 16, juris Rn. 18 â�� 24 m.w.N.). Die vorgenannten GrundsÃ¤tze wurden vom BSG
nachfolgend nicht revidiert und deren zugrundeliegenden rechtlichen
Bestimmungen haben sich seit der Entscheidung im Jahr 1981 nicht maÃ�geblich
geÃ¤ndert (vgl. hierzu auch Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg, Urteile vom
13. Dezember 2022 â�� L 9 BA 2184/18 â�� und vom 7. Mai 2014 â�� L 5 KR
5602/11 â��; BSG, Urteil vom 22. Juni 2005 â�� B 12 KR 28/03 R â��, jeweils juris).
Der Senat schlieÃ�t sich den vorgenannten Kriterien zur Bestimmung des
sozialversicherungsrechtlichen Status eines Handelsvertreters nach eigener
PrÃ¼fung an.

Die danach vorzunehmende Gesamtschau des zwischen dem Beigeladenen zu 1)
und der KlÃ¤gerin geschlossenen Vertrags und seiner tatsÃ¤chlichen
DurchfÃ¼hrung fÃ¼hrt zu dem Ergebnis, dass die TÃ¤tigkeit des Beigeladenen zu
1) nicht als abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung zu bewerten ist.

Der Beigeladene zu 1) Ã¼bte seine TÃ¤tigkeit als Finanzberater fÃ¼r die KlÃ¤gerin
als Handelsvertreter im Sinne des Â§ 84 Abs. 1 HGB aus. Das ergibt sich zunÃ¤chst
schon aus dem zwischen ihnen am 7. Oktober 2013 geschlossenen
â��Handelsvertretervertrag fÃ¼r den hauptberuflichen AuÃ�endienst im Sinne des 
Â§ 84 Abs. 1 HGBâ��, in dem der Beigeladene zu 1) explizit als â��Handelsvertreter
im Sinne des Â§ 84 Abs. 1 HGBâ�� bezeichnet wird (Â§ 1) und dessen inhaltlichen
Bestimmungen zu den Rechten und Pflichten der Vertragsbeteiligten offenkundig an
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den gesetzlichen Regelungen zum Handelsvertreter nach den Â§Â§ 84 ff. HGB
ausgerichtet sind, was vom Sozialgericht im angefochtenen Urteil zutreffend
dargelegt worden ist und auch von der Beklagten und dem Beigeladenen zu 1) nicht
angezweifelt wird. Zur Vermeidung von Wiederholungen nimmt der Senat insoweit
auf die AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts im angefochtenen Urteil Bezug und
verzichtet insoweit auf eine erneute Darlegung (Â§ 153 Abs. 2 SGG).

Entgegen dem Sozialgericht vermochte sich der Senat nach dem Ergebnis der
Beweisaufnahme allerdings nicht davon zu Ã¼berzeugen, dass die schriftlichen
Vereinbarungen in solchem MaÃ�e von der tatsÃ¤chlich gelebten Zusammenarbeit
Ã¼berlagert wurden, dass von einer umfassenden Weisungsgebundenheit und
Eingliederung des Beigeladenen zu 1) in den Betrieb der KlÃ¤gerin ausgegangen
werden kann.

Entscheidungserheblich ist dabei, dass der Beigeladene zu 1) seine TÃ¤tigkeit fÃ¼r
die KlÃ¤gerin im Wesentlichen frei gestalten und seine Arbeitszeit bestimmen
konnte (Â§ 84 Abs. 1 Satz 2 HGB) und die TÃ¤tigkeit fÃ¼r die KlÃ¤gerin zudem
durch das eigene Unternehmerrisiko gekennzeichnet war. Â 

Gegen eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung spricht vorliegend zunÃ¤chst, dass die
TÃ¤tigkeit des Beigeladenen zu 1) sowohl nach dem Vertrag als auch tatsÃ¤chlich
ausschlieÃ�lich auf Provisionsbasis vergÃ¼tet wurde, so dass dessen Einkommen
maÃ�geblich vom Erfolg seiner VermittlungstÃ¤tigkeit fÃ¼r die KlÃ¤gerin
abhÃ¤ngig war. Insoweit wurde von dem Beigeladenen zu 1) das typische
unternehmerische Risiko eines selbststÃ¤ndigen Dienstleisters getragen, bei
mangelndem Erfolg seiner TÃ¤tigkeit hierfÃ¼r kein Entgelt zu erlangen. Dies wird
auch von der Beklagten sowie dem Beigeladenen zu 1) nicht in Abrede gestellt.
Dabei ist es vorliegend nicht von maÃ�geblicher Bedeutung, dass der Beigeladene
zu 1) darÃ¼ber hinaus kein weiteres Risikokapital mit dem Risiko des Verlustes
einzusetzen hatte, da die TÃ¤tigkeit eines Finanzberaters weitgehend frei von
sachlichen Betriebsmitteln ausgefÃ¼hrt werden kann. Im Ã�brigen wurde seitens
der KlÃ¤gerin zutreffend darauf hingewiesen, dass die ZurverfÃ¼gungstellung von
Sachmitteln und Programmen der BÃ¼rokommunikation den weitreichenden
Verpflichtungen des Unternehmers zur Information und UnterstÃ¼tzung des
Handelsvertreters gemÃ¤Ã� Â§ 86a Abs. 1 und 2 S. 2 HGB entspricht.

Nach den vorgenannten Kriterien zur Beurteilung des
sozialversicherungsrechtlichen Status eines Handelsvertreters spricht es zudem
gegen ein abhÃ¤ngiges BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis, dass die dem Beigeladenen zu
1) in seinem Vertrag mit der KlÃ¤gerin auferlegten Verpflichtungen nicht Ã¼ber die
gesetzlich vorgegebenen Verpflichtungen eines selbstÃ¤ndigen Handelsvertreters
nach den Bestimmungen der Â§Â§ 84 ff HGB hinausgehen. Solche Pflichten des
Handelsvertreters bestehen nach dem Gesetz darin, im Interesse des Unternehmers
sich um die Vermittlung oder den Abschluss von GeschÃ¤ften zu bemÃ¼hen (Â§ 86
Abs. 1 HGB), dem Unternehmer die erforderlichen Nachrichten zu geben,
namentlich ihm von jeder GeschÃ¤ftsvermittlung und von jedem
GeschÃ¤ftsabschluss unverzÃ¼glich Mitteilung zu machen (Â§ 86 Abs. 2 HGB) und
hierbei die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns walten zu lassen (Â§ 86 Abs. 3
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HGB). Der zugrundeliegende Vertrag zwischen der KlÃ¤gerin und dem Beigeladenen
zu 1) enthÃ¤lt betreffende AusfÃ¼hrungen zu den Verpflichtungen des
Beigeladenen zu 1) insbesondere unter Â§ 2 (â��ist verpflichtet, Produkte des A.
Konzerns (einschlieÃ�lich der dem Vertreter jeweils bekannt gegebenen Produkte
der jeweiligen Kooperations-/Vertriebspartner) fÃ¼r die Bank zu beraten und auf
deren Rechnung zu vermittelnâ�¦ verpflichtet Anfragen, zu Produkten fÃ¼r deren
Beratung und / oder Vermittlung dem Vertreter die gesetzliche Erlaubnis und/oder
Qualifikation fehlt, an die sich aus der Anlage 2.3 ergebenden Personen
Ã¼berzuleitenâ��) und Â§ 4 (â��â�¦hat bei der AusÃ¼bung seiner TÃ¤tigkeit die
Interessen der Bank und der Vertriebsgesellschaft mit der Sorgfalt eines
ordentlichen Kaufmannes wahrzunehmenâ��â�¦ â��hat sich um
VertragsabschlÃ¼sse fÃ¼r die Bank zu bemÃ¼hen. Im Interesse einer effizienten
Marktbearbeitung wird der Vertreter gegenÃ¼ber der Bank oder der
Vertriebsgesellschaft Ã¼ber seine VertriebsaktivitÃ¤ten Bericht erstatten.â��â�¦
â��wird die Kunden gewissenhaft und wahrheitsgetreu aufklÃ¤ren und beraten. Im
Vorfeld hat er die EinwilligungserklÃ¤rung von dem jeweiligen Kunden
einzuholenâ�� â�¦ â��wird die Kunden gewissenhaft und wahrheitsgetreu
aufklÃ¤ren und beraten. Im Vorfeld hat er die EinwilligungserklÃ¤rung von dem
jeweiligen Kunden einzuholen.â��â�¦ â��Bei der AufklÃ¤rung und Beratung hat er
sich an die ihm von der Bank und der Vertriebsgesellschaft und deren Beauftragten
erteilten, jeweils gÃ¼ltigen fachlichen Informationen und Richtlinien zu haltenâ��
â�¦ â��Der Vertreter ist sodann verpflichtet, sich Ã¼ber die aktuellen Ã�nderungen
und/oder ErgÃ¤nzungen der fachlichen Informationen und Richtlinien regelmÃ¤Ã�ig,
d.h. mindestens einmal monatlich, zu informieren.â��). Weisungen der KlÃ¤gerin,
welche sich auf die Einhaltung der vorgenannten gesetzlichen oder vertraglichen
Verpflichtungen richten bzw. diese konkretisieren sind folglich nicht geeignet, die
Eigenschaft des Beigeladenen zu 1) als selbstÃ¤ndiger Handelsvertreter infrage zu
stellen.

Dem im Vertrag vom 7. Oktober 2013 zweifelsfrei zum Ausdruck kommenden Willen
der Vertragsparteien, die TÃ¤tigkeit des Beigeladenen zu 1) fÃ¼r die KlÃ¤gerin als
selbststÃ¤ndige Handelsvertretung zu qualifizieren, steht es danach nicht entgegen,
dass der Beigeladene zu 1) die mit der Vermittlung der Finanzprodukte der
KlÃ¤gerin einhergehenden Bestimmungen einzuhalten hatte (Stichwort
Prospekthaftung) und hierbei auf die betreffenden Unterlagen, Informationen und
Arbeitsmittel verwiesen werden konnte. Dem Status als selbststÃ¤ndiger
Handelsvertreter steht es auch nicht entgegen, dass der Beigeladene zu 1) hierbei
in engem Informationsaustausch mit dem â��Backoffice der KlÃ¤gerinâ�� stehen
musste, er von der KlÃ¤gerin mit den fÃ¼r die ihrer Finanzprodukte relevanten
Informationen und Werbematerialien versorgt wurde (dies auch im Wege der
ZurverfÃ¼gungstellung der betreffenden Inormationstechnologie einschlieÃ�lich
der erforderlichen Hardware) und seinerseits zum Bericht Ã¼ber seine
VertriebsaktivitÃ¤ten verpflichtet war (â��Reportingsâ��). Seitens der KlÃ¤gerin
wurde zutreffend darauf hingewiesen, dass hierdurch auch keine Eingliederung in
die â��Betriebsorganisationâ�� der KlÃ¤gerin begrÃ¼ndet wurde, sondern vielmehr
eine Eingliederung in deren â��Vertriebsorganisationâ��, was der TÃ¤tigkeit eines
Handelsvertreters nach Â§ 84 HGB immanent ist.
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Entgegen der Behauptung des Beigeladenen zu 1) vermochte sich der Senat nicht
davon zu Ã¼berzeugen, dass dieser seitens der KlÃ¤gerin verpflichtet wurde, alle in
einer Bankfiliale anfallenden Arbeiten (â��den vollen Schalterserviceâ��) zu
verrichten, Anrufe bei vorgegebenen Kunden zu tÃ¤tigen (â��Listen von
abzutelefonierenden Kundenâ��), durch die KlÃ¤gerin zugeordnete Kampagnen
abarbeiten und diesbezÃ¼glich sÃ¤mtliche AktivitÃ¤ten zu dokumentieren, seine
Arbeit zu vorgegebenen Zeiten in der Finanzagentur zu erbringen und bei der
AusÃ¼bung seiner TÃ¤tigkeit fÃ¼r die KlÃ¤gerin einen standardisierten
GesprÃ¤chsleitfaden einzuhalten.

Das betreffende Vorbringen des Beigeladenen zu 1) wurde von der KlÃ¤gerin
substantiiert bestritten und konnte durch das Ergebnis der Beweisaufnahme nicht
bestÃ¤tigt werden.Â 

So wurde von dem Zeugen J. bei seiner Vernehmung durch den Senat im Rahmen
der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 30. November 2023 bezÃ¼glich der TÃ¤tigkeit
des Beigeladenen zu 1) in C-Stadt ausgesagt, dass dieser dort keine festgelegten
Arbeitszeiten einzuhalten hatte, nicht verpflichtet war, zu den dortigen
Ã�ffnungszeiten der Bank anwesend zu sein und sich keinen Urlaub von ihm
genehmigen lassen musste. Weiterhin wurde der Beigeladenen zu 1) nach den
Angaben des Zeugen zwar zu Teambesprechungen eingeladen, war jedoch nicht
verpflichtet an diesem teilzunehmen, was dann auch nicht immer der Fall gewesen
sei. Hinsichtlich der Ausgestaltung der TÃ¤tigkeit des Beigeladenen zu 1) wurde von
dem Zeugen dargelegt, dass diesem die MÃ¶glichkeit eingerÃ¤umt wurde, Ã¼ber
die bankinterne Software (â��FACEâ��) sowie ihm zur VerfÃ¼gung gestellte Listen
(â��Selektionenâ��) auf die fÃ¼r seine VermittlungstÃ¤tigkeit erforderlichen Daten
und Informationen zuzugreifen. Allerdings vermochte die Aussage des Zeugen J.
auch insoweit keine von der KlÃ¤gerin ausgehende Verpflichtung des Beigeladenen
zu 1) zu belegen. Seinen Aussagen lÃ¤sst sich vielmehr entnehmen, dass die
entsprechenden Informationen dem Beigeladenen zu 1) auf dessen Wunsch zur
VerfÃ¼gung gestellt worden sind.

Ein abweichendes Bild ergibt sich auch nicht aus den Angaben des Zeugen E. in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 30. November 2023. Dieser vermochte ebenfalls
keine Vorgaben der KlÃ¤gerin an den Beigeladenen zu 1) im Hinblick auf die
Ã�ffnungszeiten der Finanzagentur, die AusÃ¼bung allgemeiner BankgeschÃ¤fte
oder der Erreichung konkreter Umsatzzahlen zu bestÃ¤tigen. Weiterhin wurde von
ihm eine Verpflichtung des Beigeladenen zu 1) zur Benutzung eines
standardisierten GesprÃ¤chsleitfadens ausdrÃ¼cklich verneint.

FÃ¼r die TÃ¤tigkeit der Finanzberater in der Finanzagentur F-Stadt wurde im
Rahmen der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 22. Februar 2024 von dem Zeugen R.
festgelegte Arbeitszeiten fÃ¼r seine eigene TÃ¤tigkeit als Finanzberater
ausdrÃ¼cklich verneint und weiterhin mitgeteilt, dass ihm festgelegte Arbeitszeiten
des Beigeladenen zu 1) nicht bekannt gewesen seien. Ebenso wurde von ihm die
Existenz eines Dienstplans sowie eine Verpflichtung zur Genehmigung von
Urlaubszeiten verneint. Von dem Zeugen R. wurde weiterhin verneint, dass es eine
Verpflichtung der Finanzberater gab, allgemeine BankgeschÃ¤fte fÃ¼r die
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KlÃ¤gerin zu verrichten. Entsprechende Dienstleistungen seien von den
Finanzberatern gleichwohl erbracht worden, um sich im eigenen Interesse einen
Zugang zu den betreffenden Kunden zu erÃ¶ffnen. Entsprechende Angaben wurden
auch von dem Zeugen N. gemacht, der fÃ¼r die Zeiten seiner Anwesenheit in der
Finanzagentur F-Stadt (â��eher seltenâ��) zwischen 2014 und 2016 zwar davon
berichten konnte, dass â��das Thema Ã�ffnungszeiten in der Agentur ein Thema
warâ��. Jedoch vermochte auch dieser keine betreffenden Vorgaben der KlÃ¤gerin
zu bestÃ¤tigen, sondern vielmehr einen betreffenden Wunsch der Agenturleitung,
dass bestimmte Uhrzeiten abgedeckt werden sollten, in denen die Agentur
geÃ¶ffnet war. Allerdings habe er sich selbst hieran praktisch nicht beteiligen
kÃ¶nnen und von anderen Kollegen mitbekommen, dass es mit den Ã�ffnungszeiten
â��nicht immer so geklapptâ�� habe. Eine fÃ¶rmliche Anordnung von Arbeitszeiten
vermochte hingegen auch der Zeuge N. nicht zu bestÃ¤tigen. Soweit ein Kunde mit
einem allgemeinen Bankanliegen zu ihm gekommen sei, habe er dies
entgegengenommen und weitergeleitet, soweit es ihm mÃ¶glich gewesen sei. Eine
diesbezÃ¼gliche Verpflichtung von Seiten der KlÃ¤gerin wurde von dem Zeugen N.
jedoch ebenfalls ausdrÃ¼cklich verneint.

Die vorstehenden Angaben der Zeugen J., E., R. und N. werden durch die Angaben
des ebenfalls vom Senat im Rahmen der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 22. Februar
2024 als Zeuge vernommenen ehemaligen Agenturleiter der Finanzagentur F-Stadt
L. nicht widerlegt. Von diesem wurde zwar entgegen der Aussage der Zeugen R.
und N. von einem in der Finanzagentur zeitweilig bestehenden Dienstplan (â��Wie
lange das so gelebt worden ist, weiÃ� ich heute nicht mehr. AnfÃ¤nglich wurde das
so gemachtâ�¦â��) zur Abdeckung der Anwesenheit von Finanzberatern wÃ¤hrend
der Ã�ffnungszeiten berichtet. Allerdings beruhte dies nach der Aussage des
Zeugen L. auf Absprachen zwischen ihm und den Finanzberatern der Agentur
(â��Das waren mit den Finanzberatern fest vereinbarte PrÃ¤senzzeiten, um den
Kundenservice abzudeckenâ��) und nicht auf Vorgaben der KlÃ¤gerin gegenÃ¼ber
den Finanzberatern. BezÃ¼glich der Einhaltung der â��mit den Kollegen
vereinbarten Anwesenheitszeitenâ�� wurde vom Zeugen L. dem entsprechend auch
eingerÃ¤umt, dass seinerseits kein Zwang auf die in seiner Finanzagentur tÃ¤tigen
Finanzberater ausgeÃ¼bt worden ist und ihm hierzu auch keiner Mittel zur
VerfÃ¼gung standen (â��Ich kann keinen zwingen, ich kann auch nicht
sanktionieren, aber wir saÃ�en in einem Boot und haben das gemeinsam
erledigt.â��). Im Ã�brigen wurde von dem Zeugen L. bezÃ¼glich des Beigeladenen
zu 1) diesbezÃ¼glich noch ausgefÃ¼hrt, dass dieser seine Termine mit den Kunden
frei bestimmen konnte und sich â��anfÃ¤nglichâ�� auch an die gemeinsam
festgelegten Servicezeiten gehalten habe. Eine arbeitgeberseitige Verpflichtung des
Beigeladenen zu 1) im Hinblick auf Zeit und Ort der AusÃ¼bung der von ihm
verrichteten TÃ¤tigkeit lÃ¤sst sich hieraus nicht ableiten. Insoweit kommt es fÃ¼r
den Senat auch nicht maÃ�geblich darauf an, ob sich der Zeuge L. im
Zusammenhang mit der BegrÃ¼ndung des Vertrages zum Betrieb der von ihm
gefÃ¼hrten Finanzagentur oder bei seinen GesprÃ¤chen mit der Mitarbeiterin der
KlÃ¤gerin M. verpflichtet gesehen hat, bestimmte Ã�ffnungszeiten zu
gewÃ¤hrleisten. Auch wenn dem Zeugen L. von Frau M. die GewÃ¤hrleistung
bestimmter Ã�ffnungszeiten der Finanzagentur F-Stadt vorgegeben worden sein
sollte, fÃ¼hrte dies nicht zu einer Bindungswirkung gegenÃ¼ber dem Beigeladenen
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zu 1), da die anteilige Abdeckung der Ã�ffnungszeiten nach den Aussagen des
Zeugen L. Gegenstand von Absprachen zwischen diesem und den Finanzberatern
gewesen ist. Zur AusÃ¼bung arbeitgeberseitiger Weisungen zur Aufrechterhaltung
von Ã�ffnungszeiten und hieraus resultierenden Anwesenheitspflichten
gegenÃ¼ber den Finanzberatern hat sich der Zeuge L. nach eigenem Bekunden
nicht im Stande gesehen. Dem betreffenden Beweisantrag auf die Vernehmung von
Frau M. als Zeugin war damit nicht nachzukommen, da es vorliegend nicht
maÃ�geblich darauf ankommt, ob ihrerseits gegenÃ¼ber dem Zeugen L.
entsprechende Vorgaben gemacht worden sind. Betreffende Anweisungen der Frau
M. unmittelbar gegenÃ¼ber dem Beigeladenen zu 1) wurden von diesem nicht
geltend gemacht.Â 

Der Senat sieht keine Veranlassung, die Glaubhaftigkeit der vorstehenden Angaben
der Zeugen J., E., N. und R. in Frage zu stellen. Diese haben sich jeweils
Ã¼berzeugend und weitgehend Ã¼bereinstimmend zur streitgegenstÃ¤ndlichen
TÃ¤tigkeit des Beigeladenen zu 1) geÃ¤uÃ�ert, soweit sie darin aufgrund ihrer
Zusammenarbeit mit diesem Einblick hatten. Hinsichtlich der zum Teil
abweichenden Angaben des Zeugen L. war zu berÃ¼cksichtigen, dass dieser sich
nach Beendigung seiner TÃ¤tigkeit fÃ¼r die KlÃ¤gerin mit dieser in einer
rechtlichen Auseinandersetzung mit dem Ziel der rÃ¼ckwirkenden Anerkennung
und EntschÃ¤digung einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung befand, so dass ein
eigenes Interesse an einem Ausgang des Verfahrens zu Gunsten des Beigeladenen
zu 1) bzw. der Beklagten nicht ausgeschlossen werden kann. DemgegenÃ¼ber
misst der Senat den Aussagen der Zeugen J., E., N. und R. einen hÃ¶heren
Beweiswert zu, da eine entsprechende Interessenlage bei diesen nicht ersichtlich
ist.

Im Ã�brigen lÃ¤sst sich auch der Aussage des Zeugen L. und damit insgesamt dem
Ergebnis der Beweisaufnahme nicht entnehmen, dass dem Beigeladenen zu 1)
seitens der KlÃ¤gerin bzw. der bei ihr beschÃ¤ftigten FÃ¼hrungskrÃ¤fte Weisungen
erteilt worden sind, die Ã¼ber die Konkretisierung seiner bereits auf Grund des
Gesetzes sowie des Vertrages vom 7. Oktober 2013 bestehenden Pflichten als
Handelsvertreters hinausgehen.Â 

Dies wird auch nicht durch die vom Beigeladenen zu 1) im Laufe des Verfahrens
vorgelegten E-Mails belegt, welche von Mitarbeitern der KlÃ¤gerin offensichtlich
zum Zwecke der Motivationssteigerung an Handelsvertretungen bzw.
Handelsvertreter versandt wurden. Insoweit fehlt es bereits an einem Nachweis,
dass der Beigeladenen zu 1) selbst zum Adressatenkreis der betreffenden E-Mails
gehÃ¶rt, da er selbst darin weit Ã¼berwiegend nicht namentlich benannt ist. Soweit
von der KlÃ¤gerin gegenÃ¼ber Handelsvertretungen und Finanzberatern
Umsatzerwartungen geÃ¤uÃ�ert und hiervon gegebenenfalls auch die
Aufrechterhaltung der vertraglichen Beziehung abhÃ¤ngig gemacht worden sind,
vermag auch dies ein abhÃ¤ngiges BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis nicht zu
begrÃ¼nden. Vertraglichen Beziehungen zwischen selbstÃ¤ndigen Unternehmern
ist es immanent, dass deren Bestand vom finanziellen Erfolg abhÃ¤ngt und dies
zwischen den Vertragsparteien auch offen kommuniziert wird. Zudem steht es nach
den vorstehenden AusfÃ¼hrungen dem Status der SelbststÃ¤ndigkeit eines
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Handelsvertreters nicht entgegen, wenn das vertretene Unternehmen diesem
Weisungen erteilt, die sich auf die Art der Kundenwerbung und -betreuung
beziehen. Seitens der KlÃ¤gerin wurde diesbezÃ¼glich zurecht darauf hingewiesen,
dass es ihr als der vertretenen Unternehmerin, welche aus den vom
Handelsvertreter vermittelten GeschÃ¤ften berechtigt und verpflichtet wird,
freisteht, fachliche Vorgaben und Richtlinien u.a. zum Vertrieb, den Produkten oder
ihrer GeschÃ¤ftspolitik gegenÃ¼ber ihren Handelsvertretern zu machen, ohne dass
es sich hierbei um die AusÃ¼bung arbeitsrechtlicher Direktionen handelt.
Anweisungen des Beigeladenen zu 1) zur Ausgestaltung seiner TÃ¤tigkeit im
konkreten Einzelfall, die Ã¼ber die nach den vorstehenden AusfÃ¼hrungen
zulÃ¤ssigen Weisungen des Unternehmers gegenÃ¼ber dem Handelsvertreter
hinausgehen, lassen sich den vorgelegten E-Mails nicht entnehmen.Â 

Entgegen der Ansicht des Sozialgerichts sowie dem Vorbringen des Beigeladenen zu
1) vermochte sich der Senat auch nicht vom Bestehen einer Weisungskaskade
dergestalt zu Ã¼berzeugen, dass Vorgaben der KlÃ¤gerin an Regional-, Gebiets-
oder Agenturleiter eine Bindungswirkung gegenÃ¼ber dem Beigeladenen zu 1) zur
Folge hatten, welche geeignet sein kÃ¶nnte, dessen abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung zu
begrÃ¼nden. Da Handelsvertreter gem. Â§ 86 Abs. 1 2. Hs. HGB gesetzlich
verpflichtet sind, bei der Vermittlung oder dem Abschluss von GeschÃ¤ften die
Interessen des Unternehmers wahrzunehmen, kann und darf der Unternehmer
diesen geschÃ¤ftspolitische Vorgaben machen und auch Ansprechpartner
bestimmen. Solche Ansprechpartner kÃ¶nnen dann auch weitere Handelsvertreter
des vertretenen Unternehmers sein. Von der KlÃ¤gerin wurde zutreffend darauf
hingewiesen, dass die AbsatzfÃ¶rderungstÃ¤tigkeit als selbstÃ¤ndiger
Handelsvertreter insoweit auch im mehrstufigen Vertrieb erfolgen kann. Die
TÃ¤tigkeit eines selbstÃ¤ndigen Handelsvertreters kann sich dann auch darauf
erstrecken, dass diesem im Rahmen eines sog. unechten
UntervertretervertragsverhÃ¤ltnisses Aufgaben zur Betreuung und UnterstÃ¼tzung
anderer Absatzmittler des Unternehmers Ã¼bertragen werden (sog. unechtes
UntervertreterverhÃ¤ltnis). Solche TÃ¤tigkeiten im mehrstufigen
Handelsvertretervertrieb werden nach dem unwidersprochenen Vorbringen der
KlÃ¤gerin in ihrem Vertriebssystem durch die Gebiets- und Agenturleiter
ausgeÃ¼bt. Bei der AusÃ¼bung dieser TÃ¤tigkeiten sind auch diese als unechte
Hauptvertreter im Sinn der Â§Â§ 84 ff. HGB, 675 BGB selbstÃ¤ndig tÃ¤tig. Vertrieb
kann insoweit auch in mehrstufigen Organisationen, bestehend aus
Handelsvertretern, organisiert werden. Auch die TÃ¤tigkeit der unechten
Hauptvertreter, die im Wesentlichen in der Anwerbung, Betreuung, Schulung und
Motivation der zugeordneten unechten Untervertreter besteht, ist dabei von der
stÃ¤ndigen Rechtsprechung als handelsvertretertypische (Vermittlung-) TÃ¤tigkeit
anerkannt. Sie wird typischerweise und ein Unternehmerrisiko begrÃ¼ndend mit
Differenzprovisionen vergÃ¼tet. Eine Vertriebsorganisation in dieser Form lÃ¤sst
sich nicht mit einer hierarchisch geprÃ¤gten Betriebsorganisation gleichsetzen. Â Â 

Der Ã¤uÃ�erlichen Gestaltung der Finanzagenturen, in denen der Beigeladene zu 1)
im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum tÃ¤tig gewesen ist, vermag der Senat keine
relevante Bedeutung fÃ¼r dessen sozialversicherungsrechtlichen Status
beizumessen.
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Der Senat hat keine Veranlassung gesehen zu der vom Beigeladenen zu 1)
beantragten Beweiserhebung in Form der â��Offenlegung der Kommunikation
zwischen Herrn E., K., S., F. und G. mit Herrn L.â�� zum Beleg einer umfangreichen
Weisungsbindung des Beigeladenen zu 1) hinsichtlich Wochenreporting,
Arbeitsbeauftragung, Abarbeitung von FACE-Kampagnen und Urlaubsplanung. Der
Beweisantrag zielt insoweit auf eine unzulÃ¤ssige Ausforschung ab. Nach den im
Zivilprozess entwickelten GrundsÃ¤tzen zielt ein Ausforschungsantrag darauf ab,
bisher unbekannte Tatsachen zwecks genauen Vorbringens in Erfahrung zu bringen
(Bundesgerichtshof [BGH], Urteil vom 5. April 2001 â�� XI ZR 276/98 â��, NJW
2001, 2327). Diese GrundsÃ¤tze gelten auch im sozialgerichtlichen Verfahren.
BeweisantrÃ¤ge, die so unbestimmt bzw. unsubstantiiert sind, dass im Grunde erst
die Beweisaufnahme selbst die entscheidungs- und damit beweiserheblichen
Tatsachen aufdecken soll bzw. die allein den Zweck haben, dem BeweisfÃ¼hrer, der
nicht genÃ¼gend Anhaltspunkte fÃ¼r seine Behauptungen angibt, erst die
Grundlage fÃ¼r substantiierte Tatsachenbehauptungen zu verschaffen, brauchen
dem Gericht eine Beweisaufnahme nicht nahezulegen (vgl. BSG vom 19.Oktober
2011 â�� B 13 R 33/11 R â�� Rn. 26 unter Hinweis auf BSG vom 19. September
1979 â�� 11 RA 84/78 â�� und Bundesverfassungsgericht [BVerfG],
Kammerbeschluss vom 18. Juni 1993 â�� 2 BvR 1815/92 -; BSG, Beschluss vom 17.
Juli 2019 â�� B 5 R 191/18 B â��, Rn. 7), sie sind als Beweisausforschungs- bzw.
ErmittlungsantrÃ¤ge auch im vom Amtsermittlungsgrundsatz geprÃ¤gten
sozialgerichtlichen Verfahren unzulÃ¤ssig. Der Beweisantrag ist damit unzulÃ¤ssig.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â§ 197a Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 2 SGG, 154
Abs. 1 und 3 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO). Kosten der Beigeladenen sind
nicht zu erstatten (Â§ 162 Abs. 3 VwGO).

Die Revision war nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs. 2 SGG
nicht vorliegen.
Â 

Erstellt am: 10.06.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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